
Sozialdemokratie
contra Nationalsozia-
lismus inEutin
1925-1933

Lawrence D.StokesFür die deutsche Sozialdemokratie stellte der Aufstieg des
Nationalsozialismus,der am30.Januar1933 inderErnennung
Hitlers zumReichskanzler gipfelte, einüberaus traumatisches
geschichtliches Erlebnis dar, „die größte politische Tragödie
Deutschlands seit der Religionsspaltung zuEnde des Mittelal-
ters"-so schrieb derinNazi-Gewahrsam befindlicheLübecker
Zeitungsredakteur und Reichstagsabgeordnete Julius Leber.1
Als die ältestekontinuierlichepolitische Bewegung desVater-
landes und stolzer Sieger über Bismarcks Sozialistengesetze;
als stärkste Partei im Reichstag von 1912 bis Juli 1932 und
gestützt auf eine imponierende Struktur von zahlreichen Ne-
ben-undHilfsorganisationen der Arbeiterklasse;undals offen-
sichtlicherHauptgewinner ausderRevolutionvon1918/19her-
vorgegangensowiealsunentbehrlicherBestandteilvieler Kabi-
nette der Weimarer Republik im Reich und in denLändern,
schien die SPD einunüberwindliches Hindernis zum etwaigen
Triumph desFaschismus inDeutschland zu bilden. Nichtsde-
stotrotz überflügelte dieNSDAPinnerhalb vonnurdrei turbu-
lenten Jahren bei nationalen und auch manchen regionalen
Wahlen die Sozialdemokratie und drängte sie ebenfalls von
ihrer bisherigen Vormachtstellung beider wirksamen Mobili-
sierungaußerparlamentarischer Kräftezurück. Alsschließlich
die Hitlerbewegung, einmal an die Macht gelangt, daranging,
die SPD und die zuletzt nicht mehr mit ihr eng verbündeten
Freien Gewerkschaften ganzzu zerschlagen, warenderenFüh-
rung und treue Anhängerschaft zugleich schockiert und ver-
wirrt.

Die Untersuchung der Gründe für denraschenund totalen
Zusammenbruch vonMitteleuropas scheinbar lebensfähigster
Verkörperungdes demokratischen Sozialismus begann jedoch
sofortund nirgendwo eingehender alsunter einigenverhältnis-
mäßig jüngeren Vertreternder SPD selber. Obwohl ihre stel-
lenweise verbitterten Analysen der allzu zahlreichen Schwä-
chen und des Versagens ihrer Partei erst nach dem zweiten
Weltkrieg ans Tageslicht kamen, verurteilten schon1933 und
kurzdanachLeber undsein Parlamentskollege Wilhelm Hoeg-
ner,der spätere bayerische Ministerpräsident, die ideologische
Sturheit,Fantasielosigkeit und Ängstlichkeit derSozialdemo-
kratie angesichts der vorstürmenden NSDAP.2 Sie behaupte-
ten, daß einbedeutender AnteilanMitgliedern vor allem der
Selbstschutzformationen des „Reichsbanners Schwarz-Rot-
Gold" sowie der 1932 ausdrücklich zum „Kampf gegen den
Nationalsozialismusfür dieRettung der demokratischenRepu-
blik" gegründeten und aus aktiven Sozialdemokraten, Ge-
werkschaftlern und Arbeitersportlern zusammengesetzten
„Eisernen Front" vergeblich auf das Signal ihrer entschei-
dungsscheuenFührer wartete,umauf dieFeinde indenReihen
derNazi-SA mit Gewalt zurückzuschlagen. 3

SpätereHistoriker haben im großen und ganzendiesesBild
der Lethargie, Unentschlossenheit und Selbsttäuschung spe-
ziellinnerhalb der oberen Ränge der SPD, die angeblich die
noch ungebrochene Widerstandsbereitschaft des Kerns der
Parteianhänger gelähmt hätten,bestätigt. WolframWetteetwa

1 Siehe „Gedanken zum Verbot der
deutschen Sozialdemokratie Juni
1933",in:EinMann geht seinenWeg.
Schriften,RedenundBriefe vonJulius
Leber, herausgegeben von seinen
Freunden, Berlin-Schöneberg und
Frankfurt/Main1952,S. 188.
2 Ebenda; und Wilhelm Hoegner,
Flucht vorHitler.Erinnerungenandie
Kapitulationder erstendeutschenRe-
publik1933,Frankfurt/Main1977.Le-
bers Aufsatzunterschätztsowohl seine
frühere Zurückhaltung bei derKritik
sozialdemokratischer Politik als auch
seine Bereitschaft, Anfang 1933 die
Bemühungen der Hitlerregierung um
die wirtschaftlicheGenesungDeutsch-
lands zutolerieren;dervierJahreälte-
re Hoegner (Jahrgang 1887) schrieb
seine Memoiren 1937 im österreichi-
schen undschweizerischenExil.Vgl.
DorotheaBeck, Julius Leber,Sozial-
demokrat zwischen Reform und Wi-
derstand, Berlin 1983, S. 55-57,
148-149; und Peter Kritzer, Wilhelm
Hoegner.Politische Biographie eines
bayerischen Sozialdemokraten,Mün-
chen 1979.
3 Zur „Eisernen Front": Karl Rohe,
DasReichsbanner SchwarzRotGold,
Düsseldorf 1966,5.392ff.
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schreibt, daß dieSozialdemokratieerstnachdemüberraschen-
den Wahlsieg der Nationalsozialisten am 14.September 1930
die ernsthafte Gefahr des Faschismus vollerkannte; dennoch
habe der eingefleischte Pazifismus und Legalismus der deut-
schen Arbeiterbewegung ihre Führung daran gehindert, die
NSDAP tatkräftig herauszufordern, wie das Versäumnis,sich
der Amtsübernahme Hitlers überhaupt zuwidersetzen,für alle
Welt auchdeutlich machte.4

Allein ein Zusammengehen der beiden Linksparteien mit
den Gewerkschaften hätte womöglichdieKatastrophe verhin-
dert. Aber die SPD fürchtete diekommunistische Unterwan-
derung ihres Organisationsgefüges nochmehr undlehntedes-
halb alle Sondierungenum einproletarisches Bündnis in der
Krise ab;dieKPD wollteeherden „Sozialfaschismus" bekämp-
fen und durch die Eingliederung von Sozialdemokraten die
„Einheitsfront vonunten"erreichen;unddie Gewerkschaften
starrten aufdieMillionenvon Arbeitslosenunderklärten sich
deswegen außerstande, inden Gang derpolitischen Gescheh-
nisse bestimmend einzugreifen, wie sie es zur Zeit des Kapp-
Putschesvorexerziert hatten.5Inder Immobilität,Kurzsichtig-
keitunddem Fatalismus,die sieimmer wieder zurSchau trug-
beispielsweise beiihrem fast nur passiven Hinnehmender ver-
fassungswidrigen Entmachtung des von ihr mitgetragenen
preußischen Kabinetts durch die Regierung von Papens am
20.Juli1932-liegt diehistorischeVerantwortung der Sozialde-
mokratie für den Untergang der Weimarer Republik unddie
darauffolgende Eroberung Deutschlands, sowie letztendlich
ganz Europas, durch denNationalsozialismus.6

Zweck dieses Aufsatzes (ein Teil der vom Verfasser jetzt in
Vorbereitung befindlichenGeschichtederEutinerArbeiterbe-
wegung zwischen den Weltkriegen) ist es, die Erfahrung des
dortigen Ortsvereins der SPD bei seiner Auseinandersetzung
mit der ParteiHitlersmit demobenskizziertenVerhaltensmu-
ster der Gesamtsozialdemokratiezu vergleichen, umÜberein-
stimmungen,aberauch Abweichungendavonfestzustellen.Es
wirdgezeigt, daß ihre Anhänger inEutin-obwohlsie sehr früh
diepolitischenEntfaltungsabsichten derNSDAPzublockieren
suchten -auch deren völligeGefährlichkeit erstmals mit dem
Ausgang der drei Wahlen zum Reichstag, zum Stadtrat und
zum Landesausschuß (=Kreistag) vomHerbst 1930begriffen.
Bereits während dieser Wahlkämpfe entschloß sich aber die
örtlicheLeitungdes Reichsbanners,die fest insozialdemokra-
tischenHändenlag, denaggressiven TaktikenderNationalso-
zialistenihrerseits mit Gewalt zu begegnen. Diese Zuflucht zu
Tätlichkeitenstellte dieSPD vorschwerwiegende Probleme in
der mehrheitlich nicht sozialdemokratisch gesonnenen Klein-
stadt. Sowohl die öffentlicheMeinung, wie sie in der Lokal-
presse zum Ausdruck kam,als auchdie Einstellungdes städti-
schenBeamtentums(Bürgermeister, Polizei)wandtesich zuse-
hendsgegen die organisierte Arbeiterschaft.

Den endgültigen Wendepunkt für die Sozialdemokratie Eu-
tins,vergleichbar inihrenfatalen AuswirkungenmitdemPreu-
ßenschlag vom Juli 1932 für die Partei als ganze,7 bildete die

4 Wolfram Wette,„Mit demStimmzet-
telgegen denFaschismus? Das Dilem-
ma des sozialdemokratischen Antifa-
schismus inderEndphase der Weima-
rer Republik", in: Wolfgang Huber
undJohannes Schwerdtfeger(Hrsg.),
Frieden,Gewalt,Sozialismus.Studien
zur Geschichte der sozialistischen Ar-
beiterbewegung, Stuttgart 1976,
S. 358-403. Ähnlich argumentieren
Horst Lademacher, „Gewalt der Le-
galitätoder Legalität der Gewalt. Zur
TheorieundPolitikderSPD vonKiel
(1927) bis Prag (1934)", in: ebenda,
S.404-460; Erich Matthias, „Die so-
zialdemokratische Partei Deutsch-
lands", in: derselbeundRudolf Mor-
sey (Hrsg.), Das Ende der Parteien
1933, Düsseldorf 1960, S.99-278;
Hans Mommsen, „Die Sozialdemo-
kratie inder Defensive. Der Immobi-
lismus der SPD und der Aufstiegdes
Nationalsozialismus", in: derselbe
(Hrsg.), Sozialdemokratie zwischen
Klassenbewegung und Volkspartei,
Frankfurt/Main1974,S.106-133;und
Hagen Schulze, „Die SPD und der
Staat von Weimar", in: Michael Stür-
mer(Hrsg.),DieWeimarer Republik,
Königstein/Ts.1980, S. 272-286.
5 Andreas Dorpalen,"SPDund KPD
inder EndphasederWeimarer Repu-
blik",in:Vierteljahrsheftefür Zeitge-
schichte, 31 (1983), S. 77-107. Auch
kritischzurRolle derGewerkschaften
bzw. der KPD: Michael Schneider,
„Tolerierung - Opposition - Auflö-
sung. Die Stellung des Allgemeinen
deutschen Gewerkschaftsbundes zu
den RegierungenBriining bis Hitler",
in:WorfgangLuthardt (Hrsg.),Sozial-
demokratische Arbeiterbewegung
und Weimarer Republik.Materialien
zur gesellschaftlichen Entwicklung,
Frankfurt/Main1978,Bd.I,Kapitel3;
HansMommsen,„Diedeutschen Ge-
werkschaften zwischen Anpassung
und Widerstand1930-1944", in: der-
selbe (Hrsg.),Arbeiterbewegungund
Nationale Frage, Göttingen 1979,
S. 366-383;Henryk Skrzypczak, „Das
Ende der Gewerkschaften",in: Wolf-
gang Michalka (Hrsg.),Die national-
sozialistischeMachtergreifung, Pader-
born 1984, S.97-110; Hermann We-
ber, „DieKPD imKampf gegenSPD
und NSDAP", in: ebenda,S. 85-96;
und SiegfriedBahne, „DieKommuni-
stische Partei Deutschlands",in: Mat-
thias und Morsey (Hrsg.), Ende der
Parteien, S.653-739.
6 Freilich teilennicht alle Historiker
diese überwiegend negative Beurtei-
lung sozialdemokratischer Politik,
sondern betonen eher die in der Tat
engen Grenzen ihrer Wirkungsmög-
lichkeitenwährendderEndphasevon
Weimar; siehe Helga Grebing, „Aus-
einandersetzungmit demNationalso-

174



Tötung eines SS-Mannes am 9. November 1931 im Verlauf
einer Straßenschlacht mitReichsbannermitgliedern. Diesesihr
alleinzugeschriebene blutige Ereignis machte die SPD in wei-
ten Kreisen der Bevölkerungzu einer Drohung für die Auf-
rechterhaltung von Gesetz und Ordnung, statt, wie in ihrer
eigenen Einschätzung, zumHauptverteidiger der republikani-
schenVerfassung. DieEutinerSozialdemokratenkonntenden
hier klaffendenWiderspruch, dermit einerstetigen Steigerung
des gegen sie gerichteten NS-Terrors noch vertieft wurde, we-
der psychologisch nochpolitisch meistern. Ohne nennenswer-
ten katholischen oder kommunistischen Beistand, wie sie es
anderswo vielleicht erwarten durfte, lediglich mit einer inih-
remSelbstvertrauenebenfalls erschütterten Gewerkschaftsbe-
wegung liiert, konnte die SPD eine vorzeitige Machtüber-
nahme derNSDAP inder Stadt imSommer 1932 nichtverhin-
dern.

Auf ihre Stammwählerschaft reduziert, profitierte die So-
zialdemokratie keineswegs vonder eklatantenRegierungsun-
fähigkeit der Eutiner Nationalsozialisten. Schon lange bevor
sie formell verbannt wurde, zählte die SPD als wesentliches
Element impolitischen Leben der Stadt kaummehr; schließ-
lich löstesie sich selber praktisch auf. Trotzdem sperrte man
zeitweilig ihreexponiertesten Führer indem örtlichenKonzen-
trationslager ein, während ihre Mitglieder weniger harte Ver-
folgungsmaßnahmen erdulden mußten. Nur sehr vereinzelt
verrieten sie diePartei.

Einleitend soll der sozialökonomischeund politische Rah-
men Eutins in der Zeit nach 1918 kurz dargestellt werden.8
Damals umfaßte die Stadt nur 6250 Einwohner (1933: 7230),
diebis aufetwa 135katholische Wählerund jeweilseine Hand-
voll von Angehörigenkleinerer Religionsgesellschaften sowie
Juden sämtlich zumindest nominelle Mitglieder der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche von Eutin waren. DasKlein-
bürgertum überwog; höchstensein Viertel aller Berufstätigen
waren Arbeiter (reichsweit:50%),diehauptsächlich inmittel-
ständischen Betrieben eine Beschäftigung fanden. Lediglich
eine Fabrik,mit einer Belegschaft von rund 100 Arbeitskräf-
ten, hatte sich inEutin niedergelassen. Ansonsten füngierten
Banken,Schulen (1500Lernende besuchtendieverschiedenen
Anstalten der Stadt) und die Verwaltungsbehörden als die
einzigen größeren Arbeitgeber. Staatsrechtlich bildete Eutin
mit einem umliegenden Agrargebiet von insgesamt 540 Qua-
dratkilometern undeinerBevölkerungvonunter50000Perso-
nen den sogenannten „Landesteil Lübeck" desFreistaats Ol-
denburg, bis er 1937 in die angrenzende preußische Provinz
Schleswig-Holstein einverleibt wurde.

In diesem beinahe vorindustriellen Beamten-, Rentner-,
Schul- und Residenzstädtchen, Mittelpunkt eines weitgehend
selbständigen Überbleibsels der Kleinstaaterei des 18.Jahr-
hunderts (nicht zufällig die kulturelle Blütezeit von Eutin),9
blickte die Sozialdemokratie auf eine bis zum Vorabend der
Reichsgründung durchBismarck zurückreichende Geschichte.
Daß diesewährenddesKaiserreichesrecht erfolgversprechend

zialismus", in: Luthardt (Hrsg.), So-
zialdemokratische Arbeiterbewe-
gung,Bd. 11,Kapitel11;Klaus Schön-
hoven, „Der demokratische Sozialis-
mus imDilemma.Die Sozialdemokra-
tie und derUntergang der Weimarer
Republik", in: Michalka (Hrsg.),
Machtergreifung, S. 74-84; und zu-
sammenfassend Richard Breitman,
German Socialism and Weimar De-
mocracy, Chapel Hill/USA 1981,
S. 188, 194: „...es dürfte schwer fal-
len, eine politischePartei zu nennen,
die für die zahllosenFehler der Wei-
marer Republik weniger verantwort-
lich gewesen wäreals die SPD."
7 Hierzu übereinstimmend: Leber,
„Gedanken", S.190-191, 242-243;
Hoegner,Flucht, S.23-25; Matthias,
„Sozialdemokratische Partei",
S. 127-145, 225-226; Rohe, Reichs-
banner, S. 426-437; Mommsen, „So-
zialdemokratie in der Defensive",
S. 107-108; Wette, „Stimmzettel ge-
gen den Faschismus?", S.389-396;
und Hagen Schulze (Hrsg.), Anpas-
sung oderWiderstand? Aus den Ak-
tendesParteivorstandsder deutschen
Sozialdemokratie1932/33, Bonn-Bad
Godesberg1975,S. XVI-XVIII,3-14,
18, 31, 133.
8 Siehe Lawrence D. Stokes, Klein-
stadtundNationalsozialismus.Ausge-
wählte Dokumente zur Geschichte
von Eutin 1918-1945, Neumünster
1984, S.15ff., 23 (TabeUe1),579, 679,
697, 717, 758; auch Statistisches
Landesamt (Hrsg.), Ortschaftsver-
zeichnis desFreistaatsOldenburg,Ol-
denburgi.0. 1926, S.8-9;GustavPe-
ters,Geschichte vonEutin, Neumün-
ster 1958; und Ernst-Günther Prühs,
Das Ostholstein-Buch. Eine Landes-
kunde inText und Bild,Neumünster
1972.
9 Walther Schücking, Das Staatsrecht
des Großherzogtums Oldenburg, Tü-
bingen 1911; und Brigitte Schubert-
Riese,Das literarischeLebeninEutin
im18.Jahrhundert,Neumünster 1975.
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verlief, trotz der für die SPD scheinbar widrigen wirtschaftli-
chen GegebenheitenEutins sowieder imehemaligen Großher-
zogtum Oldenburg ab 1854 vierzig Jahre dauernden Soziali-
stenunterdrückung, verdankteder1894 fest etablierte „Sozial-
demokratische VereinEutin"einem Umstand,der auch inder
Weimarer Republik das Schicksal der Partei wesentlich be-
stimmte: Nämlich der Fähigkeit, außerhalb der Arbeiter-
schicht andere Gesellschaftsgruppen an sich zu ziehen.10

Zwar gewanndie SPD keinReichstagsmandat, und diezwei
Vorkriegsvertreter der Partei im Stadtrat gelangten dorthin
über eine bürgerliche Liste. Aber 1911 erhieltenSozialdemo-
kratenbeideninOldenburgerstmalig direktenund geheimen
Landtagswahlen drei der vier Sitze aus dem „Fürstentum"
(nach1918:Landesteil) Lübeck. Fast 45% der1912abgegebe-
nenStimmen inEutinbei derletztenWahl zumReichstag vor
der Revolution verbuchte die SPD.Freilichriefdaszeitweilige
Bündnis derFortschrittlichenVolkspartei (Linksliberalen) mit
der „vaterlandsfeindlichen undinternationalenSozialdemokra-
tie" auch ihren „entschiedenen Gegner", denBürger- Verein,
aufdenPlan,umdieUnterstützung aller „nationaldenkenden"
Wählerfür dieKandidatenderRechtensicherzustellen.11Hier-
mit zeichnete sich dieselbe Frontstellung ab, die für die neue
Demokratie von Weimar zum Verhängnis werden sollte.

Der VerlaufderRevolution von1918/19 setzte Sozialdemo-
kraten, die den städtischen Arbeiter- und Soldatenrat bis zu
seiner erzwungenen Auflösungim Oktober 1919 vollkommen
beherrschten, in wichtigen politischen Ämtern ein: bis April
1933saßen nieweniger als fünf Sozialdemokratenunter den15
MitgliederndesStadtrats. Dennoch erschreckte dieMachtaus-
übung des Arbeiterrats sowie die während des Kapp-Putsches
demonstrierte Stärke der sozialistischen Gewerkschaften den
Landesbehördengegenüber weiteKreise desBürgertums. 12Es
beganndanacheinsteilesAbsinkendes AnteilsderSPDanden
Wählerstimmen vondemHöhepunkt1919 (23.Februar, Wah-
len zur verfassungsgebenden oldenburgischen Landesver-
sammlung: 40,18 % der gültig abgegebenen Stimmen) bis zur
Reichstagswahl am 4.Mai1924 (21%),eine Widerspiegelung
der Ergebnisse derParteiaufReichsebene.13 Allerdings, wenn
man die Proportionen der SPD-Stimmen statt dessen an der
Zahl der gesamten Wahlberechtigten mißt, fielen die Werte
bedeutend niedriger aus (zwischen 31,7% und 16,9%); im
Durchschnitt konnte die Eutiner Sozialdemokratie bis 1925
kaum ein Viertel der potentiellen Wählerschaft der Stadt für
sich mobilisieren.

Sicherlich nicht zuletzt, um aus diesem Gettodaseinheraus-
zubrechen, fand1925/26inderörtlichenParteileitungnichtnur
ein Generationswechsel statt (30- und 40- jährige übernahmen
die Führung von älteren Jahrgängen), sondern auch besser
ausgebildete Angestellte, die ausgesprochen bürgerlich in ih-
rem Lebensstil und Habitus waren, löstenHandwerker und
ungelernte Arbeiter als tonangebende Funktionäre ab. Die
Zahl der eingeschriebenen Mitglieder verdoppelte sich bis
1928, ebenfalls der Frauenanteil,und Nichtarbeiter machten

10 Siehe Lawrence D. Stokes, „Zur
Geschichte der Arbeiterbewegung in
Eutin während der Weimarer Repu-
blik", in: Rainer Paetau und Holger
Rudel (Hrsg.), Freiheit,Demokratie
undSozialismus. Arbeiter und Arbei-
terbewegunginSchleswig-Holsteinim
19. und20.Jahrhundert, Neumünster
1987; auchHolgerRudel,Landarbei-
ter und Sozialdemokratiein Osthol-
stein1872 bis1878,Neumünster 1986,
S.157, 180,183, 210, 233, 243f., 253,
261, 2725., 524. Der Verfasser ver-
danktwichtigeHinweiseüber dieVor-
kriegsentwicklung der Eutiner Sozial-
demokratieHerrnKlausFranck, frü-
her SPD-Stadtvertreterund Ratsherr.
11 Ernst Schutt, „Die Oldenburger
Landtagswahlen 1911", in: Jahrbuch
für Heimatkunde Eutin, 4 (1970),
5.43.
12 Stokes, „Arbeiterbewegung", Ab-
schnitt 3; und derselbe, „Der Kapp-
Putschvon1920 inEutin",in:DieHei-
mat, 86 (1979), 5.231-240.
13 Siehe Stokes,Kleinstadt,S.24-28
(Tabelle2-6); auch DietmarPetzina,
Werner Abelshauser und Anselm
Faust (Hrsg.), Sozialgeschichtliches
Arbeitsbuch,Bd.III:Materialienzur
Statistik des Deutschen Reiches
1914-1945,München 1978, S. 174(Ta-
belle 41).
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nunmehr schätzungsweise über 20% des Ortsvereins aus.
Dieser Prozeß der „Verbürgerlichung", der gleichzeitig in

der Gesamtpartei zubeobachten war,14 bedeutete, daß inden
folgenden Jahrendes Aufstiegs derNSDAPdiesemit derSPD
um dieselben Wählerschichten - also: Beamte und Lehrer,
kleine Geschäftsleute, Bank-und sonstige Angestellte, sowie
ihre Ehefrauen- konkurrieren mußte. Solange dieökonomi-
sche Lage Deutschlands und speziell desLandesteils Lübeck
günstig blieb (d.h.bis 1928), schnitt die Sozialdemokratie bei
diesem Wettbewerb immer gut ab, wie die folgende Tabelle
verdeutlicht; aberderMittelstandwurde auch zueinembevor-
zugten Objekt nationalsozialistischerPropaganda, vorallemin
den Kleinstädten und ländlichen Gebieten Schleswig-Hol-
steins,15 eine Agitation, die mit dem Anfang der sich schnell
ausbreitenden Agrarkrise bald Früchte trug. DieStammwäh-
lerschaft der SPD von rund1100-1150 Eutinern,die ungefähr
der Größe der in der Stadt gewerkschaftlich Organisierten
entsprach,16 blieb der Partei treu (zwischen 1928 und 1932
gingen ihr nur 200 Wechselstimmen verloren;aber indemsel-
benZeitraum stiegdieBeteiligung andenWahlenvon83 % auf
über 94%,alsoumfast 1000Personen,wovon die Sozialdemo-
kratie überhaupt nicht profitierte. Ihre Opposition gegen den
Nationalsozialismus spielte sich vor dem Hintergrund dieses
Wettbewerbs um die Mehrheit des Wahlvolks Eutins ab, ein
Kampf, dendie SPD spätestens1929/30 nicht mehr gewinnen
konnte. Dasbedeutete jedoch keinesfalls, daß sie sich zumin-
dest bis Ende 1931 der NSDAPnicht standhaft widersetzte.

a) „Enteignung derFürstenvermögen", zusammenmit Wählern der KPD
b) Paul von Hindenburg, zusammen mit Wählern des Zentrums,der Deut-

schen Volksparteiund der Staatspartei
c) „Freiheitsgesetz" gegen den Youngplan, zusammen mit Wählern der

Deutschnationalen Volkspartei
d) Adolf Hitler; es wurde deutschnationalen Wählern von ihren Führern

freigestellt, ihmoder Hindenburg ihre Stimme zugeben

14 Stokes, „Arbeiterbewegung", Ab-
schnitt 4; und Heinrich A. Winkler,
Arbeiter und Arbeiterbewegung in
der Weimarer Republik,Bd. II: Der
Schein der Normalität 1924-1930,
Berün undBonn 1985,S. 346-348, der
ausrechnet, daß 1925/26 „Handarbei-
ter" knappunter dreiViertelder Par-
teimitgliedschaft ausmachten.
15Vgl. RudolfRietzier,„Kampf inder
Nordmark".DasAufkommendesNa-
tionalsozialismus in Schleswig-Hol-
stein (1919-1928), Neumünster 1982,
S.402ff.
16 Vgl. Johannes Rathkampund Karl
Broschko, Geschichtlicher Überblick
über die Vereins- und Organisations-
bewegungderEutinerArbeiterschaft,
ohne Ort und Jahr (Eutin 1929?),
5.26. Der SPD-Ortsverein zählte
höchstens ein Viertel soviel Mitglie-
der.
17 Entnommen aus: Stokes, Klein-
stadt,S. 24-29 (Tabelle 2-7);alsPro-
portion des gesamten Wählerpotenti-
als derStadt überstiegen dieWerte für
die Sozialdemokratiebei diesenWah-
len nie 32% und fielen im Mai 1932
bzw. März 1933 bis auf21% zurück.

Tabelle: AbstimmungsergebnissevonSPD undNSDAPinEutin,1926-193317
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SPD
Wahlen Zahl %

20.06.1926: Volksentscheid" 1243 29,23
06.11. 1927: Stadtrat 1379 39,56
20.11. 1927: Landesausschuß 1371 40,22
20.05. 1928: Reichstag 1356 36,60
20.05.1928: Landtag 1062 28,23
22.12. 1929: Volksentscheidc

14. 09.1930: Reichstag: 1242 29,81
23.11. 1930: Stadtrat 1100 31,10
30.11. 1930: Landesausschuß 1123 30,70
17.05. 1931: Landtag 1062 28,23
13. 03.1932: Reichspräsident 1796 41,13b

10. 04.1932: Reichspräsident 1894 44,48b

29.05.1932: Landtag 1021 26,43
31.07.1932: Reichstag 1127 25,94
06.11.1932: Reichstag 1144 26,80
05.03.1933: Reichstag 1024 23,08

NSDAP
Zahl %

151 4,08
220 6,18

1523 33,78
1637 39,29
1594 45,07
1906 52,10
1785 47,45
2057 47,10
2324 54,58"
2182 56,48
2215 51,00
1863 43,65
2213 49,89

Beteiligung
Zahl %

3486 81,35
3409 79,56
3705 83,07
3562 80,55

4166 92,41
3537 79,30
3658 83,65
3762 81,33
4367 92,46
4258 94,97
3862 84,17
4343 92,60
4268 90,55
4441 93,57



Am 9.Mai 1926, dem ersten Jahrestag der Gründung der
Eutiner Ortsgruppe der NSDAP,sprach ihr oberster Führer in
derStadtvormehrals tausendseiner Anhänger ausganzNord-
deutschland. Die Orts- und Gauleitung der Partei hatte seit
demvorangegangenen Herbst vergeblichversucht, einen Auf-
trittHitlers dort zustande zubringen, daer zuder Zeit inden
meisten Ländern - Schleswig-Holstein sowie die benachbarte
sozialdemokratisch regierte Freie- und Hansestadt Lübeck
nichtausgeschlossen-mitRedeverbotbelegt war. IhreAbsicht
wurde vorerst sowohl vondem Kabinett inOldenburg, das in
einem Hitler-Vortrag eine mögliche Gefährdung der öffentli-
chenOrdnungerblickte,als auchhinterdenKulissenvon dem
Ratsherrn undSPD-Ortsvereinsvorsitzenden PaulHensel ver-
eitelt.Die deutschnational eingestellte Regierung inEutin wil-
ligte schließlich inden Antrag der NSDAP ein;dochhattedie
Sozialdemokratie die Genugtuung, daß „kaum ein Arbeiter"
(so ein völkischerBesucher der Versammlung) Hitlers Verur-
teilung der Revolutions-„Schwärmer" von 1918 und ihre an-
geblich uneingelöstenVersprechungen vonBrot,Freiheit und

Paul Hensel, SPD-Ortsvereinsvorsit-
zendervon1925—33 undStadtrats-und
Magistratsmitglied von 1919 bzw.
1922-1931 in Eutin (Bild: Archiv K.
Franck)
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Würde mit anhörte. Der „Lübecker Volksbote" (LVB) von
Julius Leber spottete über die SA-„Männekens" in ihrem
„Maskenkostüm" und meinte sogar, ihrenFührer „kann man
ruhig allüberall reden lassen. Mitdem Redeverbot tutman ihm
wirklich zuvielEhrean.

"18 Diese Geringschätzung des Natio-
nalsozialismus stand zwar im logischen Gegensatz zuder Tak-
tik der SPD, ihre Gefolgschaft so gut es ging von der neuen
Bewegung zu isolieren. Aber die Strategie schien für längere
Zeit einigermaßen erfolgreich zusein, wiedienurkleineSchar
von eingeschriebenen NS-Mitgliedern und -Wählern Eutins
(immerhin1928 beider Abstimmung zumReichstagproportio-
nalmehr als dasZweifache desReichsdurchschnitts) bewies.19

Der 1928/29 einsetzende Wirtschaftskollaps, der zuerst die
politische Radikalisierung der Bauernschaft inSchleswig-Hol-
steinund Oldenburgmit sich brachte, erfaßte auch allmählich
Städte wie Eutinmit engenkommerziellen und familiärenBe-
ziehungen zu der Landbevölkerung. Hauptgewinner der zu-
nehmend gewalttätigen Auseinandersetzung zwischen Vertre-
tern der Staatsmacht (Finanzämter, Gendarmerie) einerseits
unddem aufgebrachten Mittelstandandererseits20 wurde letz-
ten Endes die Hitlerbewegung. Sie distanzierte sich von den
„sozialistischen" Elementen in den eigenen Reihen und for-
derte auch die SPD als die Verkörperung auf Ortsebene der
angeblichen „marxistischen" Feindenationalerundmittelstän-
discher Werte (z.B.durch sozialdemokratische Verbindungen
mit Verbraucher-Genossenschaften).21

Anfangs fielen die Provokationen relativ milde aus: „Die
Sozialdemokratie gäbe zwar an" führte der nationalsozialisti-
sche Reichstagsabgeordnete Graf zu Reventlow auf einer
Wahlveranstaltung in Eutin aus, „daß sie eine antikapitalisti-
scheParteisei. Tatsächlichdienesieaber lediglich dem Großka-
pital."Undder Bochumer Gauleiter Wagner geißelte sozialde-
mokratische Persönlichkeiten,die sich weigerten, ihre „Welt-
anschauung" aufVersammlungen derNSDAP zu verteidigen:

„Siefühlen nur, wie ihnendas Volk entgleitet...[Erst] im11.
Jahr nach dem verlorenen Krieg beginnt die Katastrophe des
deutschen Volkes, weildie Leute,diesichanmaßten, Führer zu
sein,es nichtverstanden, das Volk aufwärts zuführen.

"
Anhänger der SPD sollten sich nicht bevormunden lassen

und statt dessen ihr eigenes Urteil über denNationalsozialis-
mus bilden.

DieErwiderung der Leitung desEutiner Ortsvereins offen-
barte weiterhin ihre Unterschätzung der Partei Hitlers: Die
Repräsentanten der Sozialdemokratie - es handelte sich um
Regierungsrat Otto Eggerstedt, M.d.R., und Richard Han-
sen, schleswig-holsteinischer Gauvorsitzender desReichsban-
ners -lehnten eine Anwesenheit aufNS-Veranstaltungen ab,
„weil dienationalsozialistische Bewegung hier am Orte zu be-
deutungslos ist"; außerdem sollten nicht erst dadurch solche
Kundgebungen „interessant"und zu wichtigen Geldquellen für
die NSDAP gemacht werden. „Der rechtsgerichteten nationa-
listischen Zwergpartei" sei „keineBedeutung beizumessen",sie
trage ,Bchon jetzt denKe<m des Untergangs in sich."

18 Siehe LVB, 12.5. 1926; Hermann
Diercks, „Kampf und Aufstieg der
NSDAP in Eutin", in: derselbe
(Hrsg.), Denkschrift zur Eingliede-
rung des oldenburgischenLandesteils
Lübeck indie ProvinzSchleswig-Hol-
stein am 1.April 1937, Plön 1937,
S. 51-53; Rietzier, „Kampf in der
Nordmark", S. 390, 400; undStokes,
Kleinstadt, S. 50ff. Über Hensel, seit
1912EutinerFilialleiterdes„Konsum-
vereins für Lübeck und Umgegend"
und „Galionsfigur" der Weimarer So-
zialdemokratie in der Stadt, siehe
ebenda,S.547;undderselbe,„Arbei-
terbewegung",Abschnitt4.
19 BisMai1929sindhöchstwahrschein-
lich nur halb soviele Eutiner (insge-
samt: 113) derNSDAP einmal formell
beigetreten,wieimJahre davor für sie
gestimmt hatten. Stokes,Kleinstadt,
5.295.
20 Vgl. Gerhard Stoltenberg, Politi-
sche Strömungen im Schleswig-Hol-
steinischenLandvolk1918-1933, Düs-
seldorf 1962, Kapitel 6-8; undKlaus
Schaap,Die Endphase der Weimarer
Republik im Freistaat Oldenburg
1928-1933, Düsseldorf 1978, 5.27ff.,
85ff. Im Februar 1928 nahmenin Eu-
tin mehrere tausend Bauern, Hand-
werkerund Kaufleute unter Leitung
des großagrarischen Landbundes an
einer „Protestkundgebung"gegen die
Zoll-,Kredit-,Steuer- undSozialpoli-
tik des Reichs und der Länder teil.
Bericht in: Anzeiger für das Fürsten-
tumLübeck (AFL),Eutin,9.2. 1928.
21 Ebenda, 5. und 7.6. 1929 (Brief-
wechsel zwischen „Einem Landwirt"
undderOrtsgruppeEutinderNSDAP
betreffend das Bekenntnis u.a. ihres
Spitzenkandidaten in Schleswig-Hol-
stein, Ernst Graf zu Reventlow,zum
„Sozialismus"),nachgedruckt in Sto-
kes, Kleinstadt, S. 60-61; und Hein-
richAugust Winkler,Mittelstand,De-
mokratie und Nationalsozialismus.
DiepolitischeEntwicklungvonHand-
werkundKleinhandel in der Weima-
rer Republik, Köln 1972, S.llBf.
Über 400 Familien, zumeistwohlAn-
hänger der Sozialdemokratie,gehör-
ten 1929 dem vom Bürgertum be-
kämpften Konsumvereinin der Stadt
an.Stokes, „Arbeiterbewegung", Ab-
schnitt 4.
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„Als größte Organisation amPlatzemüßten wir es ablehnen,
diesenLeuten...Redeund Antwort zustehen."22

Frustriert indem Vorhaben, leitende Sozialdemokraten zu
einer Konfrontation in aller Öffentlichkeit anzulocken, ent-
schied sich die Eutiner NSDAP, ihreKampagne in Wort und
Tat zu steigern. Sie lud denberüchtigten antisemitischen Agi-
tator Ludwig Münchmeyer, ihrenSpitzenkandidateninOlden-
burgbeiderReichstagswahl 1928undeinenfrüheren Pastor(er
wurde seines Amtes u.a. aufgrund von sittlichen Vergehen
enthoben), alsRednerein.23 OhneErfolgversuchtenSozialde-
mokraten, die bereits in der Vorankündigung der Veranstal-
tung als „Schädlinge, gemeine Lügner, Betrüger, Schieberund
sonstiges Geschmeiß" geschmäht wurden, sie von denBehör-
den untersagenzulassen. Münchmeyer griff denReichsfinanz-
minister Hilferding („ImReichstag sitzen als SPD Vertreter30
bis 40 Juden. Warum sind das nicht deutsche Arbeiter?"), das
Reichsbanner undinsbesonderedie SPD wegenihrer angebli-
chen Bestechung seitens Englands und Frankreichs, die No-
vemberrevolution von1918 anzuzetteln,rücksichtslos an.

„Sohundsgemein konntekein Franzosesein, daß erfür Geld
sein Vaterland verriet: wiraberhatten tausende solcherSchufte.... Der deutschen Sozialdemokratie blieb es vorbehalten, auf-
tragsgemäß anzuerkennen, daß Deutschland der Kriegsschul-
dige ist. Als die Rechnung, der Versailler Vertrag, präsentiert
wurde, graute selbst denSozialdemokraten davor. ... Und wer
fandsich zur Unterschrift unter diesenSchandvertrag bereit? Es
war Müller, unser heutiger Reichskanzler.

"24

Nicht genug solcher Verleumdungen: Die neu aufgestellte
SA-TruppeEutinsunter ihremFührer JohannHeinrich („Lat-
ten"-)Böhmckerüberfiel nacheinerVersammlungimnahelie-
genden DorfBarkaumehrere sozialdemokratischeLandarbei-
ter undverwüstete ihre Wohnungen.25

Die Reaktion seitens der SPD auf diese verbalen und tätli-
chen Angriffe war gespalten, jedoch überwiegend besonnen
undzurückhaltend. Zum einenbreitete sie die schillernde Ver-
gangenheit Münchmeyers sowie anderer Nationalsozialisten,
denendie Schändung jüdischer GotteshäuserundGrabstätten
vorgeworfen wurde,inder Presse aus. AberSelbstgefälligkeit
undZufriedenheit blickten inErklärungen durch, daß minde-
stens die Arbeiterklasse sich zu dieser Clique von Landbesit-
zern, Offizieren undRechtsanwälten(Böhmcker!)nichthinge-
zogenfühlte; dieWirtschaftspartei und vor allem dieDeutsch-
nationalen,dienach sozialdemokratischerDarstellungsowieso
in finanzieller Hinsicht hinter der NSDAP stünden (sonst
könntesieals einzigeParteiinEutinschwerlicheine Geschäfts-
stelle und Buchhandlung eröffnen), seien dennoch in ihrer
Existenz bedroht. Daß das Reichsbanner auf das Ereignis in
Barkau lediglich mit Zeitungsannoncen und Beschwörungen
an die Staatsanwaltschaft, dem Wildwest-Treiben derHaken-
kreuzler... ihre volle Aufmerksamkeit" zuzuwenden, rea-
gierte, zeigte der SA, daß „es dem Marxismus immer nochan
Schwung undMutfür denEntscheidungskampf fehlte";es hatte
offenbar „allzu geringe Erfahrungen mit ernsthaften und akti-

22 AFL, 9.5. 1928, 1., 6. und 12.3.,
9.4. 1929; auch Stokes, Kleinstadt,
5.62f., 67f. Otto Eggerstedt, 1918
Mitglied des KielerArbeiter-undSol-
datenrates,danachdortiger Stadtver-
ordneter und SPD-Parteisekretär,
1929-1932 Polizeipräsident von Alto-
na-Wandsbek, 1933 verhaftetundim
Moorlager Papenburg-Esterwegen
„auf der Flucht erschossen"; Richard
Hansen, auch Stadtverordneter und
sozialdemokratischer Bezirksvorsit-
zender inKiel,1933 Emigrationnach
Dänemark und zuletzt Amerika. Vgl.
Annedore Leber, Willy Brandt und
Karl Dietrich Bracher (Hrsg.), Das
Gewissen entscheidet. Bereiche des
deutschen Widerstandes von
1933-1945 in Lebensbildern, Berlin
und Frankfurt/Main 1957, S.40-42;
und Werner Röder und Herbert A.
Strauß (Hrsg.),BiographischesHand-
buch der deutschsprachigenEmigra-
tion nach 1933, New Yorkund Mün-
chen 1980, Bd.I,S. 269.
23 Zur Person und Wirkung Münch-
meyers, der sich brüstete, unzählige
Male wegen Verleumdung führender
DemokratenundJudenvorrepublika-
nischen Gerichten angeklagtgewesen
zu sein,siehe:Archivder evangelisch-
lutherischen Landeskirche Eutin,Ak-
te C7.1;LandesarchivSchleswig-Hol-
stein (LAS),Abt.399,Nr.6, Nachlaß
J.H. Böhmcker, Akte „Strafsache
Münchmeyer"; und Ost-Holsteini-
sches Tageblatt,Plön,5.7. 1929.
24 AFL,13. und17.3. 1929; auchSto-
kes,Kleinstadt,S.68ff.Der seit Som-
mer 1928 amtierendeKanzler (und
SPD-Parteivorsitzende) Hermann
Müller war 1919 Reichsaußenmini-
ster; Rudolf Hilferding zählte zu den
17 jüdischen Mitgliedern(=10%)der
sozialdemokratischen Fraktion im
Reichstag. Vgl. Winkler, Schein der
Normalität, S. 648ff. unddie dort zi-
tierte Literatur.
25 Siehe die gegenteiligen Beschrei-
bungen des Falles vondemNS-Partei-
historiker Diercks sowie der Eutiner
Reichsbannerführung nachgedrucktin
Stokes, Kleinstadt, S. 74-76. Über
Böhmcker, den entschlossendsten
Gegnerder Sozialdemokratiein Ost-
holstein: ebenda, S.2B9ff. und pas-
sim; auch die Kurzbiographie von
Herbert Schwarzwälder in Wilhelm
Lührs u.a., Bremische Biographie
1912-1962,Bremen 1969, S. 56-58.
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ven Politikern."26 Auf der anderen Seite verlangten insbeson-
dere ehemalige Kriegsteilnehmer und viele jüngere Mitglieder
desReichsbanners „stürmisch eineAbrechnung mit denNatio-
nalsozialisten", die die Enthüllungen über Münchmeyer mit
Beschimpfungen auf die SPD („Vaterlandsverräter", „Feind
der nationalen Freiheit und sozialen Gerechtigkeit") quittiert
hatten.27

Die Gelegenheit für eine Kraftprobe sollte eine „Werbever-
sammlung" der Eutiner Sozialdemokratie am 29. Juni 1929
liefern. Referent war der Reichstagsabgeordnete und Frak-
tionsvorsitzende impreußischen LandtagErnstHeilmann, ein
Jude und (wie NS-Gauleiter Lohse warnte) „einer der glän-
zendsten und klügsten Redner der SPD."In Anwesenheit von
Nationalsozialisten aus dem ganzen Landesteil Lübeck, die
nachBeginn der Veranstaltung truppweise inden Saalhinein-
marschierten und mit Zwischenrufen vor der Bühne Stellung
nahmen, ließ sich Heilmannhauptsächlich über Deutschlands
Außen- und Agrarpolitikaus,ohneseinenKontrahentenüber-
mäßig viel Aufmerksamkeit zu schenken. Inder Aussprache
kritisierte SA-Führer Böhmcker die „verheerenden" Finanz-
maßnahmen des Ministers Hilferding sowie die angebliche
Korruption des Hauptredners (Heilmann soll etliche gutdo-
tierte Aufsichtsratsposten u. dergl. innegehabt haben). Aber
mit rund 180 Reichsbannerangehörigen in dem überfüllten
Raum verlief dasProgrammungestört, wozu auchLohsedrin-
gend geratenhatte, „um denRotendie Möglichkeiteiner Ter-
rorhetze zu nehmen.

"
Die Hitlerpartei wollte den Abend als

ihren Triumph feiern
(„DieSPD inEutinist fürwahr von ihrerstolzenHöhezueiner
bemerkenswertenBescheidenheitherabgestiegen, wenn siediese
Versammlung alsgroßen Sieg verbucht. Wiesollen denn erstdie
Niederlagen aussehen?");
später gab sie jedochzu,er „hattewohldie marxistischenKreise
erheblich aufgeputscht. " Sozialdemokraten hoben demgegen-
über den schwachen Beitrag Böhmckers zu der Diskussion
hervor:

„DieseVersammlung war jedenfalls ein Beweis dafür, daß es
leicht ist, einer Partei, die in der Verantwortung steht, alles
möglicheanzuhängen. Wenn es dann aber heißt, bessere Wege
zu zeigen, dann versagen meistens derartige Auchpolitiker voll-
ständig.<<28

Wenn die Kundgebung Münchmeyers keinen entscheiden-
den Durchbruch für die NSDAP inEutin bedeutete, so war
auchder ruhige Auftritt vonErnstHeilmannwenigdazugeeig-
net, das stetige Anwachsen von Neugier an der Hitlerbewe-
gungunter breitenKreisenderEinwohnerschaft nachhaltig zu
dämpfen. Allein die sich vertiefende Wirtschaftsmisere mit
ihrersteigendenErwerbslosigkeitboteinehöchstwillkommene
Chance für dieNationalsozialisten,SPD-geführte Regierungen
desReiches und der Länderdafür verantwortlich zumachen.
Bevorzugt zu diesem Zweck wurden „proletarische" Redner,
wie derWerkzeugschlosser WilhelmDreher ausWürttemberg,
Johannes Engel, derGründer der „NationalsozialistischenBe-

26 SoDiercks, „Kampfund Aufstieg",
S.60, 66, der sogarbehauptet,daß bis
1929 „die Sozialdemokratiees in der
Hand hatte, die Versammlungen der
NSDAP unmöglichunddamit die Be-
wegung ziemlichmundtot zu machen,
zum mindesten hätten sie sie damals
nochaufJahrezurückwerfen können",
abergerade ihr „übertriebenes Gefühl
der Überlegenheit" hättesie darange-
hindert.
27Ebenda,S. 63;LVB,11.und 15.3.,
14.5. 1929;undAFL,12.und29.3.,3.
und9. 4. 1929.
28Ebenda,16.6.,2.,3. und5.7. 1929;
LVB, 26.6. 1929; Schleswig-Holstei-
nische Tageszeitung (TZ), Itzehoe
(nationalsozialistisch), 6.7. 1929;
LAS, 399/6, Schreiben von H. Lohse
anJ. H.Böhmckerund vonBöhmcker
an Major a.D. von Levetzow, Siel-
beck, 28.6. und 12.7. 1929; Diercks,
„Kampfund Aufstieg",S. 68; undSto-
kes, Kleinstadt, S.77-79. Heilmann,
der erstmals während des Kapp-Put-
sches zumprominentenSPD-Politiker
inPreußen avancierte,wurde ab 1933
in verschiedenen Konzentrationsla-
gern inhaftiert, bis er 1940 in Bu-
chenwald ermordet wurde. Vgl. Diet-
richOrlow, „Preußen und der Kapp-
Putsch",in:Vierteljahrsheftefür Zeit-
geschichte, 26 (1978), 5.213f., 225,
236; und Franz Osterrothund Dieter
Schuster (Hrsg.), Chronik der deut-
schen Sozialdemokratie,Berlin und
Bonn 1975, Bd.11, S. 390.
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triebszellenorganisation" (die gewerkschaftsähnliche Unter-
gliederung derPartei) inBerlin(Vortragsthema: „Der Schein-
kampf der Sozialdemokratie um die Sozial- und Arbeitslosen-
versicherung"), und nicht zuletzt Otto Gloe, der, bis er 1924
„wegen parteischädigenden Verhaltens" aus der SPD ausge-
schlossen wurde, zu ihren bekanntesten Eutiner Führern
zählte.Sieschobenallesamtdersozialdemokratischen „Bonze-
kratie"die „Hauptschuld andem Erwerbslosenelend"zu,auch
seidiese nach wievorzu feige,mitNationalsozialistenoffenzu
debattieren. Dreher zumBeispiel:

,^\lles Geschreides internationalenMarxismus von derDik-
tatur des Proletariats, vom Achtstundentag und dem Beginn
bessererLebensverhältnisse, vondem dieStraße vordemKriege
bei sozialdemokratischen Demonstrationen widerhallte, istnur
Gerede gewesen, von dem man seit dem 9.November 1918
nichtsmehr höre...Einzigundallein der Jude seibeiuns der
ausschlaggebende Faktor, der den sozialdemokratischen Bon-
zenalsRückendeckung benutze zwecks der Ausführung seiner
Wünsche undBefehle.

"29

So sinnentstellend solche Behauptungen auch waren, sie
bewiesen immerhin,daß für dieNSDAP die Sozialdemokratie
den Hauptgegner inEutin bildete. Gleichzeitig wurde diese
aberunaufhaltsamindieDefensivegedrängt,einePosition,die
durch kleinere Seitenhiebe (wie der vergebliche Versuch der
SPD-Mitglieder des Stadtmagistrats, nationalsozialistische
Veranstaltungen als vergnügungssteuerpflichtig zudeklarieren
unddeshalbweniger ertragreich werdenzu lassen) nicht abzu-
ändern war.Freilichhalf es auch keinesfalls, daß sozialdemo-
kratische Gastredner - Heilmann, Leber, Carl Severing
(Reichs- und preußischer Innenminister a.D.), Hans Vogel
(der spätere Vorsitzende der Exil-Partei), usw.-die unpopu-
lärstenBeschlüsse desBerlinerKabinetts, allenvoran dieAn-
nahme des Youngplans zur Abtragung der Reparationslasten,
ständig verteidigen mußten.

Folgerichtigerzielteder gemeinsamaufgezogene nationalso-
zialistisch-deutschnationale Volksentscheid, um diese Gesetz-
gebung zu Fall zu bringen, die Zustimmung von gut einem
DrittelderStimmberechtigtenEutins (ganzerheblichüber den
fast 14% reichsweit), trotz erheblicher Konflikte noch wäh-
renddesWahlkampfes zwischen denzeitweiligenBündnispart-
nern imrechten Lager.30

DerVolksentscheidvomDezember1929stellteeinenwichti-
gen propagandistischen Erfolg für die Nationalsozialisten in
Eutin dar, obwohl die Zahl der abgegebenen Stimmen kaum
über diederDNVPundderNSDAP zusammenbeider letzten
Reichstagswahl hinausging. Die Arbeiterschaft hielt der SPD
ungebrochen die Treue und blieb den Versammlungen der
Youngplan-Gegner zumeist fern. Nichtsdestoweniger schok-
kierte der Wahlausgang die Aktivisten im Reichsbanner. Be-
reitsim vorangegangenenSommer warnte der jungenhafteund
energische Führer des Lettlandischen „Schutzbundes" (die
dortigeParallelorganisationder Arbeiterbewegung) die Repu-
blikaner Eutins, daß der Faschismus im Vormarsch über ganz

29 AFL,30.5.1929; LVB,4. und29 .7.
1929; TZ,21.9.und1.10. 1929;LAS,
399/6, Schreibenvon J.H.Böhmcker
anOttoGloe,NeudorfbeiEutin,9.9.
1929; Rathkamp und Broschko,Ge-
schichtlicher Überblick, 5.29; und
Stokes,Kleinstadt,S.79-80.Sozialde-
mokratenwarenbesondersüber Gloe
entrüstet, der vorher eher zur KPD
tendiert hatte: ,filun hat er offenbar
Anschluß bei den Nazis gefunden...
Heil ihm!...Zu dieserBundesgenos-
senschaft kann man den Hitlern nur
gratulieren, gerade diese dürfte man-
chem, derbishernichtsehen wollte, die
Augenöffnen."
30 AFL, 28.7. und 10.10. 1929, 15.6.
1930; TZ, 30.7. 1929; LAS, 399/6,
SPD-Broschüre „Unser die Republik-

Die Sozialdemokratie marschiert",
undatiert (1929?); Diercks, „Kampf
und Aufstieg", S. 70-71; und Stokes,
Kleinstadt,S. 80-92. Böhmckerwarf
beispielsweise den bürgerlichen An-
hängern der DNVP und der Vetera-
nen-Organisation des „Stahlhelms"
vor,sie hätten währenddes Kaiserrei-
ches durch Standesdünkel die deut-
sche Arbeiterschaft von der Nation
entfremdetund in die Arme der So-
zialdemokratie getrieben- und dabei
die „Revolte von 1918, gemacht von
Zuhältern und ähnlichem Gesindel",
mitverursacht.
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Europa sei und „mit allen Mitteln" („Gewalt gegen Gewalt!")
bekämpft werdenmüsse.

,Aber eins müssen wir betonen: Die Kampforganisationen
der Republik müssen defensiven Charakter haben. Die Gewalt
benutzen wir als letztes Mittelgegen denbrutalenFaschismus."

ImFrühjahr 1930inszeniertedasReichsbannereinen„Anti-
faschistentag", um an die Niederwerfung des Kapp-Putsches
zehnJahre zuvor zuerinnern.EinKieler Oberlandesgerichts-
rat versicherte 300 seiner Kameraden aus Eutin und Umge-
bung, sollten die „ewigen Putschisten, Revolutionäre und ge-
strandete LandsknechtnaturenundPhantasten"von rechtsoder
linksnocheinmal gegen den deutschen Volksstaatvorprellen,
würden sie sich „alsbald... ihre Schädeleinrennen."Auchder
Bezirksleiter des Reichsbanners im Landesteil Lübeck, Ernst
Leiboldt, sah sich veranlaßt, beidem Direktor desstädtischen
Gymnasiums wegenBeziehungen verschiedenerArt vonOber-
schülern zur Hitlerbewegung zu protestieren.31

Solche Worte aber, egal wie unmißverständlich sie ausge-
sprochen wurden, beeindruckten die Nationalsozialistenmit-
nichten. Als der preußische Innenminister Albert Grzesinski
(SPD) für seinenBereichöffentlicheMärsche undDemonstra-
tionszüge der NSDAP verbot, verlagerte die SA ihre derarti-
gen werbewirksamen Betätigungen ohne Zögern auf gast-
freundlicherenoldenburgischen BodennachEutin-genauwie
vier Jahre zuvor,alsHitlerdort sprach. Jetzt war esseinBerli-
ner GauleiterDr. Joseph Goebbels, der am 27.Mai 1930rund
1200 Zuhörernerklärte:

„Ebensowenig wie die Sozialdemokratie die Verpflichtung
gefühlt habe, das altekaiserlicheSystemmit dem Zylinder inder
Handzubekämpfen, hatderNationalsozialismus irgendwelche
Veranlassung, das heutige System mit anständigen Mitteln zu
vernichten."

Trotzdem fanden die meisten Funktionäre der SPD, wenn
sie sich auf parteiinternen Konferenzen und Zusammenkünf-
ten überhaupt mit der Hitlerbewegung beschäftigten, Trost in
dervermeintlichenFeststellung, entwederseifür einenational-
sozialistische Diktatur in Deutschland, einem „an der Spitze
stehendenkulturellenLand", „keineExistenzmöglichkeitgege-
ben" (eine solche Herrschaftsform sei nur in europäischen
Staaten wie Italien mit „noch recht vielen Analphabeten" zu
errichten), oder aber,daß
„die Nationalsozialisten zwar gewonnen haben, aber bezeich-
nenderweise trotz ihres Geschreis gegen denMarxismus allein
aufKosten derDeutschnationalenund derKommunisten.

"32

DieHaltungder Sozialdemokratie-dieEntwicklung abwar-
tenundaufpassen-hörtespätestensEndeNovember 1930auf,
als die NSDAPbei der Landesausschußwahl erstmalig die ab-
soluteMehrheit der inEutin abgegebenen Stimmen erreichte.
Das war selbst für Nationalsozialisteneinvollkommen überra-
schendes Ergebnis einer politischen Kampagne, die (so der
OrtsgruppenleiterDr.mcd. Wolfgang Saalfeldt)inersterLinie
„demMarxismus" galt. (Sie war umso hemmungsloser geführt
worden, weilder sogenannte „linke" Flügel umOtto Strasser

31 AFL, 10.7. 1929 und 19.3. 1930;
Schleswig-HolsteinischeVolkszeitung
(VZ), Kiel, 16.10. 1929; Rohe,
Reichsbanner, 5.201, 204; und Sto-
kes,Kleinstadt,S. 598f.DerSchullei-
ter beschied Leiboldt, Krankenkas-
senangestellterundehemaligerFront-
kämpfer,kühl, daß Oberschüler poli-
tischeVersammlungen besuchendürf-
ten, wenn sie wahlmündig oderin Be-
gleitung ihrer Eltern wären, ebenso
stände es ihnen frei, persönlichen
Kontakt zu Mitgliedern der NSDAP
zupflegen.
32 AFL,12. 5. und 19.12. 1929 (Refe-
rate von Dr. Warburg bzw. Chefre-
dakteur Wurbs, beideKiel,auf Mit-
gliederversammlungen der Eutiner
SPDunddes Reichsbanners);undSto-
kes,Kleinstadt,S.96-100.Ganzande-
reTöneschlugetwaOtto Hörsing,der
Reichsbanner-Bundesführer, an:
,Was die Nationalsozialisten, die das
Wort Sozialismus und seinen Begriff
zurFarce machen, sich anmaßen, ist
ein Volksbetrug schlimmsterArt. Mit
gestohlenem,Programm'unddenGel-
dern gewisser Industriekreise werden
sie zum Sturze der Republik vorge-
schickt. So lächerlich diese Bewegung
auch ist,so gefährlichistsieauch.

"
Re-

de inSüsel beiEutin,zitiertnachAFL,
15.5. 1929.
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bereits endgültig aus der Partei ausgeschlossen war.)33 Natio-
nalsozialistischeRedner warfender SPDu.a. vor,siehabe ihre
Versprechungen seit 1918, daß das deutsche Volk unter der
Republik „reicherundfröhlicher"werde,daß ihm (laut Verfas-
sung) Brotund Arbeit garantiert sein würden, nicht eingelöst.
Statt dessen befanden sichnunmehr MillionenohneBeschäfti-
gungund inschwererNotalsFolge der„Erfüllungs"-Politik der
Reichsregierungen angesichts der Reparationsforderungen der
früheren Kriegsgegner. Obwohl ihre Minister seit März nicht
mehr imKabinett saßen (der Nachfolger vonHermannMüller
als Kanzler war inzwischen der Zentrumsmann Dr. Heinrich
Brüning geworden), wurde Sozialdemokraten ihr vermeintli-
ches Vermächtnisvon finanziellerMißwirtschaft immer wieder
vorgehalten. Sozialdemokratische Amtsinhaber wurden auch
der Korruptionbezichtigt undihre Vertreter imParlament für
dieHerabsetzung der SozialleistungenanMinderbemitteltebei
gleichzeitiger Erhaltung der Gehälter höhererBeamter sowie
der Gewinne der Banken als mitverantwortlich bezeichnet.
,y/enn wirdereinstdasHeft indieHandnehmen",riefSaalfeldt
1000 SA-Männern auf dem Eutiner Marktplatz zu, „dann
kommt dieAbrechnung.

"
Andererseits lehnte es die Ortsleitung derSPDnachwievor

beharrlich ab, als Diskussionsredner auf NS-Versammlungen
zuerscheinen, auchwenn ihre Politik wiederholt als „Verratan
der deutschen Arbeiterklasse" verurteilt wurde. Aber aufihren
eigenen Veranstaltungen und in der Presse wies sie auf die
Unrichtigkeit, jaBöswilligkeitder nationalsozialistischenVor-
würfe hin. Schließlich stecktenEngland und Amerikaebenfalls
tief in der Wirtschaftskatastrophe, die schwerlich alsProdukt
der Unterzeichnung des Youngplans auszulegen sei; und au-
ßerdem habe diesesÜbereinkommen dieRäumungdesRhein-
landes von Besatzungstruppen der Alliierten herbeigeführt.
Nationalsozialismus sei landesfremd und das Werkzeug des
Großkapitals, „ein Gespenst, das so schnell inder Versenkung
verschwinden wird, wie es einmal zum Vorschein kam."34

Warumgerade dies abernichtgeschah, verwirrteund entmu-
tigte die Sozialdemokratie. Sie schrieb den dramatischen Auf-
stieg der NSDAP inEutinnicht nur ihrer geschickten Taktik
zu, einige Arbeiter, Angestellte und sogar einen Kriegsver-
sehrten („das zieht") als lokale Kandidatenaufzustellen,son-
dern auch dem gänzlich reaktionären Verhalten bürgerlicher
Politiker,das zur Polarisierungder Wählerschaft beitrug.Dar-
über hinaus versuchte die sozialdemokratischePresse, dieVer-
luste ihrerParteiherunterzuspielen: ObwohlEutinvon jetzt ab
als „Hochburg"desNationalsozialismus weit undbreitbekannt
wurde, blieben dieVerlusteder SPD indendreiHerbstwahlen
bei „nur" 100-300 Stimmen. Zugegeben, dieses Ergebnis sei
bedenklichangesichts des steilenAnwachsens derWahlbeteili-
gung. Dennoch sollten die Gewinne der Nationalsozialisten
zumeist vonneuenWählern oder vondenParteien desBürger-
tums stammen.

„Man darf doch bei der Beurteilung dieser Sache niemals
außer acht lassen, daß die SPD in denletzten Jahrenundganz

33 Ebenda, 9.8. 1930; auch Stokes,
Kleinstadt, S. lOOff., für den Wider-
halldieser „Säuberung" inEutin. Zur
umstrittenen Person Saalfeldts siehe
ebenda, 5.287f. und passim sowie
meinen Aufsatz „Professionals and
National Socialism: The Case Histo-
ries ofa Small-Town Lawyerand Phy-
sician, 1918-1945", in: German Stu-
dies Review,8 (1985), S. 449-480.
34 AFL,11. 5.,23. und26.8.,17.9., 1.
und23. 11. 1930; TZ,4. 11.1930; und
Stokes, Kleinstadt, S. 105-120. Seit
der Reichstagswahl am 14.Septem-
ber,die derNSDAP107 Sitzebescher-
te und sie damit zur zweitstärksten
Fraktion erhob, sahsich die Sozialde-
mokratiegezwungen,eine

-
innerhalb

der Partei höchstunpopuläre -Tole-
rierungspolitikderRegierungBrüning
gegenüber einzuschlagen, von Otto
Eggerstedt vor demEutiner Ortsver-
ein mit der Erklärung verteidigt:
„...wenndasnichtgeschehen sei, wäre
unzweifelhaft in Deutschlandeinena-
tionalsozialistische Diktaturaufgerich-
tet worden.Eine Diktaturseiaber das
Ende derArbeiterbewegung."

linke Seite: Schreiben von Ernst Lei-
boldt, Bezirksführer des Reichsban-
ners Schwarz-Rot-Goldim Landesteil
Lübeck andenDirektordes Staatlichen
Reformrealgymnasiums in Eutin,
28. Mai 1930 (Archiv der Johann-
Heinrich-Voss Schule zu Eutin, Akte
betr. „Beschwerden")

185



besonders indenletztenWahlkämpfen ineinergeradezu hahne-
büchenen Artund Weise bekämpft wordenist, ohne Ausnahme,
vonallen Seiten....Der Generalangriffgegen den,Marxismus'
istalsgescheitert zubezeichnen....Die verängstigten Kleinbür-
gerfielenaufdienationalsozialistischenPhrasenhineinunddie
hochtrabenden Agrarier waren ihnen von vornherein ergeben.
Die alte Reaktion ersteht unter dem augenblicklich modernen
Zeichen desHakenkreuzes."

Nochfragwürdiger alsdie revolutionäre Hitlerbewegungmit
herkömmlichem, rückwärtsschauendem Konservativismus
gleichzusetzen, war die Neigung einiger sozialdemokratischer
Wahlanalytiker, denSiegderNSDAPaufgrund desunzulängli-
chen Verstandes der Stimmberechtigten zu erklären:

„Mitschreien, hetzen und verleumden ist nichtsgetan, damit
stößt man denkenden Menschen nur vor den Kopf. ...Leider
reicht aber bei vielen sensationslüsternen Menschen der Ver-
standnichtaus, umdieses begreifen zukönnen....Eszeugtvon
einer beklagenswerten und tief beschämenden politischen Un-
reife unseres Volkes, daß essich dieBeschimpfungen der Nazis
widerspruchslos gefallen läßt. Wie lange noch?

Mitglieder des Reichsbanners waren jedenfalls nicht bereit,
widerstandslos zu kapitulieren. Obwohl SPD-Bezirksvorsit-
zender WilliVerdieck beider Aufstellung der Kandidatenliste
für die Reichstagswahl die Parteidelegierten daran erinnerte,
„daß die Sozialdemokratie nichtmithandgreiflichen Argumen-
ten kämpfen wird" („mitdem Schwert des Geistes ziehen wir in
dieWahlschlacht, nursokönnenwirdenSozialismus zumSiege
führen!"), beabsichtigten die Nationalsozialisten nicht, sich
ähnlichzuverhalten. Seit demBarkaver Zwischenfallvor zwei
Jahren war dieEutiner SA (NS-Historiker Diercks stolz: „der
Schläger-Sturm vonEutin") inmehrere gewaltsame Auseinan-
dersetzungen mit sozialdemokratischen Gegnern verwickelt.
Während des Wahlkampfes selber kam es zublutigen Zusam-
menstößen zwischen den beiden Kontrahenten sowohl in der
Stadt als auch in dembenachbarten Dorf Hutzfeld. Die SPD
behauptete, daß die Versammlungsfreiheit ernsthaft gefährdet
seidurch das Treiben von Böhmcker und seiner Truppe, das
von denzuständigen Behördennichtunterbunden würde (tat-
sächlich wurde er aber wegen der Streitigkeiten inHutzfeld
angezeigt). Ob Sozialdemokraten auch schuldig waren, bei
ähnlichen Anlässen ihre Rivalen niedergeschlagen zu haben,
wie die NSDAP es wahrgenommen haben wollte, läßt sich
aufgrund der widersprüchlichen Beweisführung nicht mehr
klären (gerichtlichbelangt wurde keinAnführer der SPD).36

Dennoch trugen solche zweifellos die Hauptverantwortung
für die wilde Saalschlacht, die am 27.November 1930, dem
Vorabend derLandesausschußwahl, auf einer vomReichsban-
ner veranstaltetenKundgebung imEutiner Schloßhotel statt-
fand. Über tausendMenschen, darunter vieleNationalsoziali-
sten inUniform aus Kiel,Lübeck und anderen Orten, waren
erschienen,umeinenVortragvon JuliusLeber(„Hitlersgroßer
Betrug!") zuhören.Kaum hatteer angefangen, als ein junger
SA-Mann ihn mit unflätigen Zwischenrufen unterbrach und

35 LVB, 17. und 30.9., 3„ 10. und
24.11., 1.-3.12. 1930; AFL, 10.10.,
25. und 30. 11. 1930; VZ,1.12. 1930;
LAS, 399/6, SPD-Flugblatt an die
„Wähler und WählerinnenimLandes-
teil Lübeck", undatiert (November
1930); Diercks, „Kampf und Auf-
stieg", S.83-84; und Stokes, Klein-
stadt, S.120-124. Daß die Eutiner
NSDAP ihren Stimmgewinn unorga-
nisierten Arbeitern und besonders
dem Mittelstand verdankte,also frü-
heren deutschnationalen Wählern
(DNVP: 20. 5.1928-1042 Stimmen=
28,12%; 14.9. 1930-244Stimmen =
5,86%), wird überzeugend von
Schaap,FreistaatOldenburg,S.121f.,
125, 274 dargelegt.
36 LVB, 19. und 20.8., 8.11. 1930;
auch Stokes, Kleinstadt, S.111-113.
WilliVerdieckgehörteimMai1945 zu
den OpfernderinderLübecker Bucht
von englischen Fliegern bombardier-
ten Gefangenentransporte „Cap Ar-
cona" und „Thielbeck". Vgl. Franz
Osterroth, 100 Jahre Sozialdemokra-
tie in Schleswig-Holstein. Ein ge-
schichtlicher Überblick, Kiel o.J.
(1963), S.117.
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Stimmzettelfür den Wahlkreis Schles-
wig-Holstein bei der Reichstagswahl
am 14. September 1930 (Stadtarchiv
Eutin, AkteNr. 588)
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dann der Aufforderung des Versammlungsleiters, denRaum
sofort zu verlassen, nicht nachkam. Damit war das Signal für
eine Schlägerei gegeben,inderenVerlauf fast dasganzeMobi-
liar des Saals zerstörtwurde, währenddie anwesendenUnbe-
teiligten aus Türen und Fenstern stürzten, um dem Kampf zu
entgehen. Nicht einmal ein übermäßig großes Aufgebot an
Polizisten konnte die Hunderte von Streitenden auseinander-
halten;dieBeamten wurdensogarselber angegriffen undeiner
davon verletzt,ein Umstand, der zu einer nie überwundenen
Feindseligkeit zwischendenSicherheitskräften desLandesteils
unddem Reichsbanner führte.

Wenn letzteres die Schuld für das Ausmaß der „Großen
Eutiner Saalschlacht" zu tragen hatte (mehrere, zum Teil
schwer verletzte Nationalsozialistenmußten insKrankenhaus
eingeliefert werden), rührte dasvon demWaffenfund her, den
die Polizei am Orte des Geschehens beschlagnahmte. Neben
Gummiknüppeln, Schraubenschlüsseln, zerschnittenen Mo-
torradriemenu.a. m. wurdenzahlreiche, je50bis 60cm lange
Holzkeulen eingezogen. Eine Untersuchung stellte fest, daß
diese von einemEutiner Tischlermeister im Auftrag der örtli-
chenReichsbannerleitung „zu Übungszwecken undgegebenen-
falls zumSchütze" hergestellt worden waren.ErnstLeiboldtzu
einem Vertreter der Staatsanwaltschaft:

„Von unserenpolitischen Gegnern wird eine derartige Hetze
gegen dieRepublik, d.h. gegen diejenige Verfassung, diesoziale
Demokratie, für die wir uns mit Leib und Leben einsetzen,
getrieben, sodaß es über kurz oder lang zueinem Bürgerkrieg
kommenmuß, wenndieseHetzenichtaufhört.Wir werdendann
zu allen Gewaltmitteln greifen, um diesen, unseren Staat zu
schützen. Um auch eine solche Auseinandersetzung mit den
Gegnern unserer Staatsform, mögen dieseNational-]'Sozial-
isten], Kommunistenoder sonstwieheißen, gerüstet zu sein,sind
dieseKeulen angeschafft worden."

Am fraglichen Abend, so wurde erzählt, bliebendie Waffen
griffbereit imVersammlungslokal der SPD amEutinerMarkt-
platz gegenüber vom Schloßhotel aufbewahrt, wo sie von
Reichsbannerangehörigen, die dann in den Kampf zogen,
auch schnell geholt wurden.37 Es stimmt wohl, daß in der
Verwirrung kein einziger von ihnen wegen unerlaubten Waf-
fentragens angezeigt wurde; dieses Schicksal erlebte allein
Böhmcker,der seineSA-Schulterriemen mitübergroßen Kara-
binerhaken als Hiebwaffe während der Schlägerei verwendet
hatte.38 Trotzdem bleibt es unbestreitbar,daß in diesemFalle
Sozialdemokraten die Angreifer waren. Es wurde beispiels-
weiseberichtet,daß am Abendvorher beieiner außerordentli-
chen Mitgliederversammlung des Reichsbanners, die „sehr
stark besucht war", um „technische und organisatorische Fra-
gen" zu besprechen, „große Begeisterung, wie nie zuvor"
herrschte. Angesichts deshierarchischen Aufbaus der Sozial-
demokratie sei es unbegreiflich, wenn Waffen, die übrigens
gerade am 27.November vom Tischler geliefert werden soll-
ten,ohnedieZustimmungderörtlichenParteiführung (weitge-
hend ja personenidentisch mit der des Reichsbanners!) indie

37 AFL, 19.10., 29. 11., 2. und 7.12.
1930; LVB, 28.und 29. 11. 1930; VZ,
28.11. 1930; TZ, 29.11. und 2.12.
1930; Lübecker General-Anzeiger,
29. 11. 1930;StadtarchivEutin(SÄE),
Akte Nr.3313, Aussage von Willi S.
(städtischer Vollziehungsgehilfe),
29. 11. 1930;NiedersächsischesStaats-
archivOldenburg(NStAO),Abt.136,
Nr.2859,BerichtederGendarmeriein
Eutin und der Ordnungspolizei des
Landesteils Lübeck, 29.11. und 1.12.
1930; LAS, Akten der Regierung in
Eutin (RE), Nr. A Va 4 (alte Signa-
tur), „Auszugaus der AktederStaats-
anwaltschaftLübeck ...betr.Schläge-
rei zwischenReichsbannerleutenund
Nationalsozialistenam 27.November
1930"; Bundesarchiv Koblenz, Abt.
NS 26,Nr.157, „Das BlutbadvonEu-
tin" von Emil Bannemann (NS-Mit-
glied der Lübecker Bürgerschaft),
8. 12. 1930;Diercks, „KampfundAuf-
stieg", S.84-86; Max Knie, 15 Jahre
Lübecker Zeitgeschichte.VonderRe-
voltebiszurnationalenErhebung,Lü-
beck o.J. (1933), S. 83-84; und Sto-
kes,Kleinstadt,S.125-130, 835f.
38 Ebenda, S.130-132. Obwohl
Böhmckerzugab, daß die SA die Ha-
ken zu Verteidigungszweckenbenutz-
teunddies vonpreußischen Gerichten
als illegalverurteiltwurde,konntedas
Eutiner Amtsgericht darinkeine Ver-
letzung gegen die Verordnung des
Reichspräsidenten vom 25. Juli 1930
wegen Waffenmißbrauchs erblicken:
„Diese Entscheidung ist insofern von
großer Bedeutung, als nunmehr Dut-
zendevon Strafverjahrengegen Natio-
nalsozialisten aus demselben Anlaß
eingestellt werden...Den Nationalso-
zialistenistdadurcheinneuerFreibrief
ausgestellt worden, den sie, wenn sie
ihn richtig anwenden, weidlich nützen
können."LVB,16.5. 1931.
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Hände von Versammlungsteilnehmern gelangten. Es ist also
unwahrscheinlich, daß das Reichsbanner eine solche schwer-
wiegendeEntscheidung alleingetroffenhatte.Mandarfsicher-
lich annehmen, die SPD habe gehofft, daß die Veranstaltung
störungsfrei über die Bühne gehen würde, ungeachtet desher-
ausfordernden Themas derRedeLebersundauchseineswohl-
bekannten Rufs als ausgesprochener FeinddesNationalsozia-
lismus. Partei und Reichsbanner leugneten hartnäckig, einen
Zwischenfall planmäßig herbeigeführt zu haben; der Abend
war aber als „Generalabrechnung mit den Hakenkreuzlern"
angekündigt worden,die manmit freier Aussprache zahlreich
heranlockte.39 Die Sozialdemokratie war bereit, sobald eine
Störung der Kundgebung eintreten sollte, die Offensive zu
ergreifen, um auf diese Weise ihre Stellung inEutin als eine
wichtige politische Bewegung wieder zu verdeutlichen. Womit
sie nicht gerechnet hatte, war der Widerhall, dendieser Ent-
schluß entfachte.

DiebrutalsteFolge trafbereits am nächstenVormittagKarl
Broschko, Eutins sozialdemokratischen Abgeordneten im ol-
denburgischen Landtagund Reichsbannervorsitzendenin Ost-
holstein: Auf dem Marktplatz mitten in der Stadt wurde er
plötzlich von einem halben Dutzend SA-Männern umzingelt,
die ihn für den eigentlichen Antreiber der Saalschlacht hielten.
In Windeseile, bevor seine Kameraden ihn befreien konnten,
richteteman ihn so bösartigzu, daß KarlFick,sein Parteikol-
lege im Parlament, der anwesend war, den Vorgang in einem
Telegramm an den Ministerpräsidenten von Oldenburg glatt
als Mordversuch bezeichnete. Glücklicherweise konnte
BroschkomitHilfeeinigerReichsbannermitglieder seinenPei-
nigern noch entkommen. Es zeigte aber die jetzt herrschende
Feindschaftzwischen der republikanischen Schutzorganisation
und der Polizei, daß ihm von einem Beamten praktisch die
Schuld an dem Überfall zugeschoben wurde;darüber hinaus
seienseineFreundeabsichtlichnichtschnellgenugdazwischen-
getreten: „Man war imGegenteilscheinbar mit dem Verprügeln
des HerrnBroschkoeinverstanden. "Angesichts dieserEinstel-
lung der Behörden einem führenden Vertreter der Eutiner
Sozialdemokratie gegenüber, überrascht es wenig, daß trotz
einwandfreier Aussagen mehrere Zeugen nureineinziger Na-
tionalsozialist-nämlich: der berüchtigste und schonmehrfach
vorbestrafte SA-Schläger und spätere Konzentrationslager-
kommandant der Stadt-von Rechtsanwalt Böhmckervertei-
digt -amEnde einerReihe vonProzesseneine Strafe von vier
Wochen Gefängnis erhielt (nach der ersten Instanzhätten fünf
von Broschkos Angreifern für mehrere Monate hinter Gitter
wandern,außerdem ihm einebeträchtlicheGeldsumme zahlen
müssen).

Sozialdemokraten warenverständlicherweise über diese Ge-
richtsentscheidung entsetzt. IhreZeitungen sprachenvoneiner
„gewollten oder ungewollten Sympathienahmefür dieNational-
sozialisten"und noch beißender von „gefesselter Justiz":„Ge-
fesselt istunsere Justizdurch tausendgefühlsmäßige undgesell-
schaftliche Bande, die siean dieFeindederRepublik bindet."40

39 AFL, 26. 10., 21. und 26.11. 1930;
und VZ, 29.11. 1930. Beispiele von
früheren Zusammenstößen zwischen
Leber und Nationalsozialisten: LVB,
18.10. 1929;Leber,EinMann,S.120;
Stadtarchiv Bremen, Abt. 1574,
Nr.257,PolizeiberichtausOldenburg,
24.6. 1930, über eine Rede Lebers
dort, in derer dieHitlerleuteu.a. als
„Narren, Idioten und Räuberbande"
bezeichnete; KreisleitungLübeck der
NSDAP (Hrsg.),Der NSDAP Kreis
Lübeck. Werden und Wachsen - Die
Kampfjahre,Lübeck 1935, 5.54, 56;
und Beck,Leber, S. 122f.
40 VZ, 4.12. 1930 („Wieder eine Nazi
Perle")und6. 8. 1931;SÄE, Nr.2480,
Bericht der städtischen Polizei vom
17.12. 1930betr. SchlägereiBroschko
(„das Vertrauen der Eutiner Polizei
zumReichsbanner...kann nurdurch
künftiges korrektesVerhalten"wieder-
hergestellt werden); LVB, 28.3.,
30.7. und 5.8. 1931; LAS, Abt.355,
Nr.1206; NStAO,136/2859; Diercks,
„Kampfund Aufstieg",S. 86;undSto-
kes,Kleinstadt,S.132-136. KarlFick,
derlangjährige Vorsitzende desLand-
arbeiter-VerbandesimLandesteil Lü-
beck, starb kurz vor Kriegsende zu-
sammenmit Willi Verdieck beim Un-
tergangder Häftlingsflotte in derLü-
beckerBucht;KarlBroschko überleb-
te das „Dritte Reich" als SA-Mann
und NS-Parteimitglied - freilich
gleichzeitigamRandedersozialdemo-
kratischen Widerstandsbewegung tä-
tig. Siehe ebenda, 5.521, 554,
847-850; und Annedore Leber, Willy
Brandt und Karl Dietrich Bracher
(Hrsg.), Das Gewissen steht auf. 64
Lebensbilder aus dem deutschen Wi-
derstand 1933-1945, Berlin und
Frankfurt/Main1956,S. 280f.
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DerBeschluß paßte allerdings gut zu der allgemeinen Atmo-
sphäre der Ablehnung, die die SPD alsFolge der Saalschlacht
zuspüren bekam. Nicht nurmußte siefür sämtlicheKostender
materiellen Schäden aufkommen, die im Schloßhotel bei der
Schlägereientstandenwaren,sondernsollteaucheineKaution
inderselbenHöhe(jeweils800Reichsmark)hinterlegen, wenn
sie die gleichen Räumlichkeitennocheinmal benutzen wollte.
Solche Summen lagen weit über denfinanziellen Fähigkeiten
des Ortsvereins, und deshalb mußte eine vom Reichsbanner
schonbekanntgegebene Versammlung, aufder die nationalso-
zialistische Behauptung von einer am 27.November bewußt
geplanten Strafaktion öffentlichwiderlegt werdensollte, abge-
sagtwerden.Diesbedeuteteeineernsthaftepropagandistische
Niederlage für die Partei: Allein die NSDAP war völligfrei,
ihre Darstellung der Ereignisse inWort undSchrift unter der
Eutiner Bevölkerungzu verbreiten.

DieNationalsozialistenwolltenebenfalls wissen,daß Sozial-
demokraten von ihrer Führung zum Boykott der örtlichen
Kaufmannschaft währendderWeihnachtszeit als Quittung für
die Wahlausgänge aufgefordert wordenseien. Diese Beschul-
digung, die demMittelstandaufgrund der Mitgliedschaft vieler
sozialdemokratischer Familien im konkurrierendenKonsum-
verein plausibelschienund deswegenpolitisch wirksamwurde,
lehnte die SPD als „böswilligeVerleumdung" rundweg ab:

,}Neder hat diePartei einenderartigenBeschluß gefaßt, noch
sich überhaupt mit dieser Frage befaßt. Siekannauchgar nicht
derartige Beschlüsse fassen, weil ihre Mitglieder infolge ihrer
Mittellosigkeit einfach nicht in der Lage wären,derartigen Be-
schlüssen nachzukommen."

Sollte sich die Beschuldigung trotzdem bewahrheiten, ver-
langte Böhmcker von den Arbeitgebern der Stadt, sie sollten
Sozialdemokratenunter ihrenBeschäftigten durcherwerbslose
SA-Männer ersetzen. „Kauft am Ort" hieß seine Devise,und
Dr. Saalfeldt fügte hinzu, daß
„es ganzselbstverständlichePflicht aller Parteigenossen sei, die
Eutiner Geschäftsleute ausschließlich durch Einkauf zu unter-
stützen. Wir Nationalsozialisten dächten nicht daran, uns in
irgendeiner Form terrorisieren zu lassen.

"41

So oder so nutzte dieNSDAP die Gelegenheit geschickt aus,
um sich als zuverlässigster Verfechter mittelständischer Wirt-
schaftsinteressen anzubietenund damit ihre Anziehungskraft
auf eine Schlüsselgruppe desEutiner Wahlvolks nochzu ver-
stärken.

Genau einJahr später,unterfür dieSPDnochungünstigeren
Umständen, führte eine ähnliche Hetzkampagne zu ihrem de
facto AusscheidenalsernstzunehmenderpolitischerFaktoraus
der Stadt.Erst danntratendie ganzenFolgerungendes Zusam-
menstoßes vom 27. November mit der Hitlerbewegung klar
zutage

Ihre Siege bei den Stadtrats- und Landesausschußwahlen,
die derNSDAP zum erstenMale Vertreter indiesenKörper-
schaften bescherten, bedeuteten, daß sie nunmehr mit der
Sozialdemokratie auf der gleichen Basis auch im Parlament

41AFL,3.,5.und 19.12. 1930; VZ,3.,
5. und20.12. 1930;undStokes,Klein-
stadt,S.126,128.
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streitenkonnte.InZukunft standensiebenNationalsozialisten
fünf Sozialdemokraten und drei bürgerlichen Mitgliedern im
Stadtrat gegenüber, während im Magistrat nur ein Vertreter
der SPD zusammen mit zwei Hitleranhängern sowie zwei
Deutschnationalen(einschließlich demBürgermeister, derder
DNVP angehörte) saß. Dank der sehr stark von Arbeitern
bevölkertenIndustrievororteLübecks imsüdlichen Landesteil
zogenSozialdemokratie undNSDAPmit jesieben Vertretern
in denLandesausschuß ein; hinzukamen drei Bürgerliche so-
wieeinKommunist,diedas Gleichgewicht hielten.DieHitler-
partei war also inEutin in einer vorteilhafteren Position, ihr
Programm zuverwirklichen, als außerhalb der Stadt, während
die SPDüberall aufdieUnterstützung vonanderenParlamen-
tariernangewiesen war, wenn sie erfolgreichmit denNational-
sozialisten um die Wählergunst kämpfen wollte. Obwohl die
Sozialdemokratielediglich jeeinMandat inallendreiKörper-
schaften eingebüßt hatte, fand sie jetzt in der NSDAP einen
wesentlichkompromißloseren Gegner als die vorherigen Ab-
gesandten des Mittelstandes vor sich. Es hätte allerdings
schlimmer sein können,wie einanonymer „Freund derArbei-
terschaft" ineinemBrief an die Eutiner Zeitung feststellte.

„Unsergutbürgerlich eingestelltesBeamtenstädtchenhatsich
über Nacht besonnen und wähltproletarisch [d.h. SPD und
NSDAP]. Nun wird's ganz gewiß anders! Ob's wohl besser
wird??... Und noch anders wäre es gekommen, wenn anstatt
mit 7 die Nazis mit 8 Kandidaten in den Stadtrat einziehen
würden, denn dannhättensie die absolute Mehrheit und ohne
Ausrededie ganze Verantwortung. Hier scheint der Glückstern
mitgewaltet zu haben.

"42

InbeidenVertretungskörperschaftengestaltetensich dieBe-
ziehungen zwischen SozialdemokratieundNationalsozialismus
ähnlich. Zumeinenversuchten dieNS-Abgeordneten dieMit-
glieder der SPD vonalleneinflußreichen Stellen(Vorsitzender
bzw. stellvertretender Vorsitzender) fernzuhalten, auch wenn
Sozialdemokraten nach festem parlamentarischen Gebrauch
durchaus Anspruch darauf erheben durften.Für diesen Zweck
benutztedieNSDAPbürgerliche Partner,diezwar zuerstdazu
neigten, eine zwanglose „antimarxistische" Koalitionmit der
Hitlerpartei einzugehen, aber bald erkannten, daß sie selber
voraussichtlich die nächsten Opfer des nationalsozialistischen
Diktaturstrebensseinwürden. Deshalbgabensie ihreStimmen
inder Regel, um eine ausreichende Präsenz von Sozialdemo-
kraten-undumgekehrt -inallenKommissionen zuerreichen,
trotzBeschimpfungen („Kuhhandel"u.dergl.)aus denReihen
der NSDAP. Dieses stillschweigende Bündnis der SPD mit
liberal-konservativenKräftendientedazu,fest etabliertePrak-
tiken weiterzuführen, wie z.B.ausreichendeDiäten für Abge-
ordnete zu zahlen (dieNationalsozialisten wolltensolche Ver-
gütung gänzlich streichen); die Zusammensetzung und Stärke
des Beamtenkörpers im wesentlichen unangetastet zu lassen
und Gewerbetreibenden, die als Parlamentarier dienten, zu
erlauben,sichan öffentlichenAusschreibungen zubeteiligen-
vonderNSDAP als „Klüngelwirtschaft" verurteilt.43

42 Ebenda, S.123-124; und AFL,
26. 11. 1930. Im Stadtrat entpuppte
sichalsbaldeinbürgerliches Mitglied-
der Kreisleiter des „Stahlhelms"- als
verläßlicher Mehrheitsbeschaffer für
dieNSDAP.
43 Vielleicht akzeptiertedie Sozialde-
mokratie diese inder Tat zweideutige
Praxis als Gegenleistung für die Zu-
stimmung der Bürgerlichen zu der
Weiterzahlung einesbescheidenenTa-
gegeldesanalle Abgeordneten,die im
Falle derSPD zumeist nichtinder La-
ge waren,auf dieseErsetzung des bei
Parlamentssitzungen verlorengegan-
genen Einkommens zu verzichten.
Siehe SÄE, Nr.3213, Protokolle der
Sitzungen des Stadtrats am 1. und
22.5. 1931.
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Andererseitsbefand sich die Sozialdemokratie mit denNa-
tionalsozialistengegen dieBürgerlichen in bezugauf verschie-
dene Wohlfahrtsmaßnahmen imEinklang: denBauvonstädti-
schen Wohnungen für ärmere Familien; die Bereitstellung
staatlicher Zuschüsse, um Arbeitsplätze für Erwerbslose zu
schaffen; dieStreichung derunsozialenKopfsteuer;die Ableh-
nung einer neuen Bier-und Alkoholsteuer, die in erster Linie
die Arbeiterschaft treffenwürde; Opposition gegen allzu dra-
konische Schritte der Verwaltung inFällen von unverschulde-
ten Steuerrückständen; u.a.m. SPD und Hitlerpartei waren
aberentgegengesetzterMeinung inderFrage derFinanzierung
solcher Programme: Wo Sozialdemokraten angesichts des sin-
kendenEinkommens des Staatesfür dieAufnahmevonKredi-
ten plädierten, lehnte die NSDAP eine Anleihepolitik strikt
ab,mitderBegründung, daß diesenur demGroßkapital zugute
käme. Dasie ebenfalls zusätzliche Steuererhebungen imPrin-
zipnicht bejahten (lediglich dieBestimmungen des verhaßten
Youngplans hätten angeblich neue Abgaben nötiggemacht),
stimmtenNationalsozialisten dieHaushaltspläne aufallen Re-
gierungsebenen regelmäßig nieder. Diese Einstellung kriti-
sierte die Sozialdemokratie oft als unverantwortlich, unter-
stützte sie aber auch gelegentlich. Beide Parteienkonntensich
einschneidenden Kürzungen in den sozialen Ausgaben des
Staatesum soleichter widersetzen,dasie wußten, daß imFalle
der Zurückweisung durch die gewählten Volksvertreter der
Etat von der Aufsichtsbehördeaufgrund von Notverordnun-
gen des Reichspräsidenten unweigerlich inKraft gesetzt wer-
denwürde. 44

AufoffensichtlicheDemagogie derNSDAP antworteten So-
zialdemokraten mit Vernunft: Als zwei NS-Mitglieder des
Stadtmagistrats inderPresse großzügig auf ihre Aufwandsent-
schädigung zugunsten der Gemeindekasse verzichteten und
fragten, „ob der Ratsherr der SPD sich diesem anschließen"
würde, erinnertePaulHenselsiedaran,daß dieEutinerRegie-
rungsolche Zahlungen schon abgeschafft habe: „Aufetwas zu
verzichten, wasichdochnichterhalte, das liegtmirnicht.

"
Noch

schwerwiegender waren nationalsozialistische Angriffe per-
sönlicherundpolitischer Art aufBürgermeister Dr.Stoffregen
und seinen deutschnationalen Stellvertreter, die die NSDAP
mit ihreneigenen Leutenzuersetzenbeabsichtigte. Stoffregen
verdiente vor allem wegen der standhaften Weigerung, seine
Polizeibefugnisse inder Praxis an die SA abzutreten, die nach
der Saalschlacht bis auf weiteres das Verbot von Kundgebun-
gen desReichsbannersinderStadtultimativverlangte,dasLob
der SPD: „ein mutiges Wort des Bürgermeisters" (VZ, 31.1.
1931).DadieNationalsozialistengleichfallsmehrerestädtische
Arbeiter und Angestellte entlassen wollten, die sämtlich An-
hänger der Sozialdemokratie waren, aber von demStadtober-
haupt als Magistratsmitglied geschützt wurden, verteidigte die
SPD Stoffregen gegen seine Widersacher, obwohler sich ihrer
Politik imallgemeinen entgegenstellte.45 DieseklugeEinsicht,
den- grundsätzlich keineswegs sozialdemokratisch-freundli-
chen - Bürgermeister im Amt zu dulden, auch wenn er zur

44 SieheLAS,399/6,Schreibenvonder
RegierunginEutinanden Stadtmagv-
strat,18. 8. 1931. Einweiterer Grund,

warumdieSPDu.U. den Voranschlä-
gennichtzustimmte,wardie Überzeu-
gung,daß die zusätzlichen Lastender
Wirtschaftskrise nicht gerecht verteilt
würden.
45 Siehedie Verhandlungsberichte des
Stadtratsund des Landesausschusses
nachgedruckt in Stokes, Kleinstadt,
S. 140-149, 186-194; auch derselbe,
„Der Fall Stoffregen.Die Absetzung
des Eutiner Bürgermeisters im Zuge
derNS-Machtergreifung,1928-1937",
in: Zeitschrift der Gesellschaft für
Schleswig-Holsteinische Geschichte,
104 (1979), S.256-258. Anfang No-
vember 1931 erzwang die NSDAP
endlich den Rücktritt des stellvertre-
tendenBürgermeisters; trotzsozialde-
mokratischer Einwände war sein
Nachfolger ein Nationalsozialist,und
damiterhielten die GefolgsleuteHit-
lers die entscheidende Mehrheit im
Stadtmagistrat.Ebenda,S. 259.
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anderenParteigehörte, teiltedieNSDAPnicht. Ihr Zielblieb
unverändert, trotz der Tätigkeit ihrer Vertreter imParlament:
nämlich, mit allen zur Verfügung stehendenMitteln die ganze
Macht im Staatean sich zu reißen.

Die Landtagswahl vom Mai 1931in Oldenburg schien der
NSDAP die Chance zu bieten, erstmalig die Alleinkontrolle
über eine Landesregierung zu gewinnen als Auftakt und
Grundlage zur Eroberung von Preußen sowie dem übrigen
Deutschland.FolgerichtigsetztendieNationalsozialisten viele
ihrer besten Redner ein - u.a. wiederum Ludwig Münch-
meyer,denGauleiter von Thüringen und späterenGeneralbe-
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz Fritz Sauekel undsogar
Hitlerselber -,dievorgroßen ZuhörermengeninEutinauftra-
tenundversprachen, eineKampagne „mitäußerster Brutalität"
zu führen. Die Sozialdemokratie wurde wegen ihrer Tolerie-
rungspolitik gegenüber dem KabinettvonBrüning, trotz seines
drastischen Abbaus der Sozialleistungen, scharf angegriffen;

Stimmzettel zur oldenburgischen
Landtagswahlam17.Mai1931 (Stadt-
archivEutin, AkteNr.614)
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diesseinocheinBeweisfür den Verrat anderNationdurchdie
„Scheinrevolutionäre" von 1918. Und was die vermeintliche
Absicht einer Hitlerregierung, im Einklang mit ihrem Partei-
programm Privatbesitz zu enteignen, anging, „niemals werde
sich der Nationalsozialismus den marxistischen Grundsatz zu
eigen machen, daß ,Eigentum Diebstahl' sei." Während die
NSDAP den Landesteil zusätzlich mit SA-Aufmärschen und
sonstigen Kundgebungen eindeckte, hielten die Sozialdemo-
kraten eine einzige Versammlung inEutinab (der Redner war
Max Brauer, Oberbürgermeister von Altona) sowie ein paar
weitere inanderen Orten.

„Leider istder Aufforderung der hiesigenParteiinstanzen an
dieSPD-ReichstagsabgeordnetenumUnterstützung indemhar-
ten Kampfnur ungenügend Folgegeleistet worden",
tadeltedie sozialdemokratischePresse Schleswig-Holsteins; sie
versicherte ihrenLesernaber, dieNSDAP würde das zuhoch
gesteckte Ziel einer Landtagsmehrheit doch nicht erreichen.
AuchNS-KreisleiterDr.Saalfeldtdrückte seineÜberraschung
aus, daß „im Vergleich zu früheren Jahren" die Wahlagitation
der Sozialdemokratie ,jsehr mäßig" sei: „Die SPD hielt sich
auffallend zurück.

"46

Am Tage der Abstimmung spitzten sich die schon während
des Wahlkampfes vonNationalsozialisten systematisch betrie-
benen Störungenrepublikanischer Veranstaltungen weiter zu:
Die SPD sahsich veranlaßt, beimStaatsministerium inOlden-
burg Beschwerde einzulegen wegen des illegalen Transports
von z. T. uniformierten NS-Mitgliedern aus Kiel und Umge-
bung nach Eutin, wo sie durch die Beherrschung der Straßen
sowie die Aushändigung von unerlaubten Flugblättern die
Wählerschaft einzuschüchtern undzubeeinflussenbeabsichtig-
ten. Obwohlder Innenminister anhandvonBerichtendesBür-
germeisters, der Polizei und der Eutiner Regierung zu dem
Schluß kam, daß keine entscheidende Beeinträchtigung des
Wahlvorganges geschehensei-schließlich seienüber 80% der
Stimmberechtigten zur Urne gegangen -,behauptete die So-
zialdemokratie weiterhin, einige ihrer Anhänger seien doch
beschimpft,beiseite geschobenund überhaupt terrorisiert wor-
dendurchGruppen vonauswärtigen SA-LeutenvordenWahl-
lokalen:

„Man scheint sich seitens der NSDAP der Tragweite dieser
Handlungen nichtbewußt zusein, denn wennmanhätteNotver-
ordnungen [des Reichspräsidenten, d. Verf.] von Seiten ande-
rer Parteien überschritten und einpaar tausend Mann in den
Landesteilhineingeworfen, dann wäreeingroßes Blutvergießen
unvermeidlich die Folge gewesen."47

Unter diesen Umständen überrascht es kaum, daß die
NSDAPzweiderdreiSitze ausdemLandesteilimOldenburger
Parlament gewann; die SPD behielt das übrige Mandat. Aber
trotz 42% der Stimmen dort (und damit der Spitzenleistung
unterdendreiWahlkreisen desFreistaats) gelangesderHitler-
parteinicht, auch inKoalitionmit der DNVP, eine Regierung
zu bilden. Statt dessen blieb ein von der Sozialdemokratie
toleriertes Beamtenkabinett im Amt. In seinem „Lübecker

46 AFL, 17. und 18.4., 10., 12. und
13.5.1931; VZ,25.4.und15.5. 1931;
SÄE, Nr.3238, Aufstellungbetr.Pro-
pagandamärsche der SPD imLandes-
teil Lübeck, 30.4. 1931; und Stokes,
Kleinstadt,S.155t,166f., 170,177."

SÄE, Nr.3238 undLAS, RE/A Va
4, Berichte der städtischen Polizei
bzw.der oldenburgischen Gendarme-
rie über Zusammenstöße zwischen
Anhängern des Reichsbanners und
der NSDAP bei Versammlungen in
Haffkrug und Malente, 9. und 20. 5.
1931; LVB, 18.5. 1931; AFL, 20.5.
1931; NStAO, 136/2859, Aussagen
von Eutiner Sozialdemokraten B.
Behrends, O.Helm undKarlBrosch-
ko, 20.5. und 27.6. 1931; LAS, 355/
1215; und Stokes, Kleinstadt,
5. 180-183. Ein Strafantrag gegen
Böhmckerund zwei Kieler National-
sozialistenwegenVerstößenamWahl-
tage inEutin gegen die Verordnung
des Reichspräsidenten vom 28.März
1931zurBekämpfungpolitischer Aus-
schreitungen wurde schließlich von
der Staatsanwaltschaftfallengelassen.
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Volksboten"trösteteJuliusLeber,daß inEutindieNationalso-
zialisten rund 120 Stimmen gegenüber dem Ergebnis der
Landesausschußwahl vom November 1930 eingebüßt hatten,
was „vielleicht" aufHitlers Rede zurückzuführen sei:

„DieEutiner hatten also Gelegenheit, den,nationalen Sozia-
lismus'nicht nurausgeheimnisvoller weiterFerne,sondern aus
derNähezubesehen. Unddashatoffenbar einigeErnüchterung
herbeigeführt!"

Leber mußte dennoch zugeben, daß immer noch „Nazi
Mode" seiund vornehmlich das Kleinbürgertum - das Rück-
grat des Eutiner Wahlvolks - „mit Pauken und Trompeten
hinterHitler her"gehe.48

Die Erkenntnis, daß diePopularität derSozialdemokratie-
wie diese indenWahlergebnissen zumAusdruck kam-sowohl
absolutals auchinsbesondereproportionallangsam, aberstetig
abflaute, löste vor allem unter Reichsbanneraktivisten eine
Krise desVertrauens indieFührung der Arbeiterbewegung in
Eutin aus. In seinem Bericht vom 21.Mai 1931 an die NS-
Gauleitung über den Ausgang des gerade abgeschlossenen
Wahlkampfes bemerkte Kreisleiter Saalfeldt:

Auffallend war dieganze TätigkeitundabwartendeHaltung
der SPD. Siehattensichernichtmit einer derartigenNiederlage
gerechnet. Nach Mitteilungen, die natürlich der absoluten Zu-
verlässigkeit bedürfen, soll es imhiesigen Reichsbanner an zu
kriseln beginnen, da man nicht mehr mit denFührern einver-
standen ist. "

Solche Zwistigkeiten klangen unüberhörbar in der öffentli-
chen Selbstkritik von Sozialdemokraten über die Durchfüh-
rungder Kampagnedurch:

„Ein taktischerFehler wurdebegangen, indem man dieNot-
verordnung [des Reichspräsidenten zur Bekämpfung politi-
scher Ausschreitungen, d. Verf.] nichtgenügend ausschöpfte."

Mit anderenWorten, die SPDnutzte nicht einmal alle lega-
lenMöglichkeitenaus, um denNationalsozialismus niederzu-
ringen. Noch verhängnisvoller waren Warnungen seitens des
Reichsbanners, essei „nichtgewillt",dieBetätigungderSA wie
am Wahltage „hinfort über sich ergehen zu lassen".

„Wennmansodie Geschehnisseder letztenZeit,... vorallem
inEutin, betrachtet, somuß letztenEndes eineExplosion erfol-
gen, und die dürfte ganz verheerend wirken, wenn nicht staat-
licherseits die Wege beschriften werden, die vorgeschrieben und
notwendig sind.

"
In dieselbe Richtung zielte vor der Wahl eine Rede des

Bundesführers Hörsingvor 3000 bis 4000 inEutin versammel-
ten Reichsbannerangehörigen aus ganz Schleswig-Holstein:
Die republikanische Schutztruppe sei zwar pazifistisch einge-
stellt, jedoch wenn sie bedroht oder überfallen würde, sei sie
bereit, „mit gleichen Mitteln" zuantworten.

„Und wenn es das Wohl des deutschen Volkes verlangen
sollte, werden wir nichtzögern,es vondiesem hochgezüchteten
Banditentum gründlich zu befreien.

"49

Und es blieb nichtbei verbalenKraftakten. Schon imFrüh-
jahr 1931erhielt der technische Leiter desEutinerReichsban-

48 VZ, 18.5. 1931; LVB, 19.5. und
1.6. 1931; Schaap, Freistaat Olden-
burg, S. 150-151; Stokes, Kleinstadt,
S. 179; Leber, Ein Mann, S.72-73;
und Beck, Leber, S. 125; „Die lässige
Formulierung... verdeckte nurunzu-
länglich dietrotzallersozialdemokrati-
schen Erfolgsmeldungenspürbar vor-
handene Angst vor weiteren Erfolgen
der Nationalsozialisten.

"
49VZ, 2.2. 1931; AFL,5. 2. und22. 5.
1931; und Stokes,Kleinstadt, S. 182,
185, 186.

195



ners, Otto Bünning, der für die Heranschaffung der während
der „Leber"-Saalschlacht verwendeten Holzkeulen verant-
wortlich zeichnete, eine dreimonatige Gefängnisstrafe als
Folge des Versuchs seiner Formation, durch Steinwürfe eine
nationalsozialistische Veranstaltung in Sarau (Redner: Dr.
Saalfeldt) zu sprengen. Dies war nur eine ihrer Methoden,
gegnerische Versammlungen zu stören bzw. die Zahl ihrer
Zuhörer zu verringern. (Harmloser, aber durchaus effektiv
zeigte sich die Taktik, an einem Ort, wo ein Nationalsozialist
sprechen wollte,zuerstFlugblätter gegendenFaschismusunter
der Einwohnerschaft zuverteilen und danach-um sie weiter-
hin abzulenken- einen eigenen Propagandamarsch durchzu-
führen.) Rüpeleien waren keinesfalls einseitig: Am Tage des
AuftrittsvonHitler inEutinriß die SAdie Mützen undAbzei-
chenvoneinemdutzendReichsbannermitgliedern abund warf
sie weg; einige erlitten gleichzeitig leichte Mißhandlungen.
Gesellschaftliche Anlässe (Tänze usw.) sowie rein zufällige
Begegnungen auf der Straße zwischen Anhängern der beiden
Parteiformationen endetenhäufig inFaustschlägen und mehr
oder minderschweren Verletzungen, trotz wiederholterMah-
nungenihrerFührer, Disziplin zubewahren unddieGesetze zu
beachten. Die zahlenmäßig schwachenund schlecht ausgerü-
stetenPolizeikräfte desLandesteilsmachtemanfür die zuneh-
menden Gewalttätigkeiten verantwortlich; umgekehrt hielten
die Behördendie verschiedenen politischen Gruppierungen
einschließlich der kleinenKPD hieran für schuldig. Auch der
Propagandakrieg hörtenicht auf. Sozialdemokraten:

„Die...mit dem sogenannten Arbeiterführer Hitler [in der
,Harzburger-Front' verbundenen] Schlotbarone... wollen
nichts weniger undnichts mehr, als das deutsche Volk in neue
Inflation und neues Elend stoßen. ... Es ist das Wesen einer
Inflationspartei, daß sie in einer Zeit allgemeiner Verelendung
mitödenPhrasendie GehirneunpolitischerMenschen zuumne-
beln vermag.

"
Nationalsozialisten erwiderten:
„Dieverbonzte undreaktionäre SPD vermagihrem jugendli-

chen Nachwuchs keine Hoffnung mehr zu schenken, weil ja
dieser Staat selbstkeine Zukunft mehr hat. Nur noch einpaar
Monate, danngehörenMarxismus und Sozialdemokratie einer
überwundenen Zeit an!"50

In dieser von gegenseitigen Klagen und Gewaltanwendung
gekennzeichneten Stimmungslage, als Sozialdemokraten im-
mer mehr daranzweifelten, die Hitlerbewegung sei allein mit
derherkömmlichenWaffe der politischen Überzeugung aufzu-
halten, fanden die unheilvollen Ereignisse statt, die letzten
EndesdieNiederlage derSPD inEutinaufJahrehinausbesie-
gelte.

Der Toddes SS-Mitglieds KarlRadke am Abend des 9.No-
vembers 1931währendeines Umzuges von300 Reichsbanner-
angehörigenundanderenSozialdemokratendurchdieStraßen
Eutins zur Erinnerung an die Revolution von 1918, versetzte
der dortigen Arbeiterbewegung einen derartigen Schlag, daß
sie sich davon nie erholen konnte.51 Obwohl der Täter, der

25. und29.3., 21.7., 2., 11.,
13., 19. und 20.8., 7.,21. und29.10.
1931; VZ,24. 6.,3.,10.,14.und15.8.,
23. und 24.9., 19.10. 1931; LAS,
Abt.309, Nr.2270, Aussage vonOtto
Bünning, ca. 1.4.1931; ebenda,RE/A
XVc 18, Beschwerde der NSDAP,
23.6. 1931; ebenda,399/6,Politisches
Tagebuch von J.H. Böhmcker,Ein-
tragung vom 11.8. 1931; undStokes,
Kleinstadt, S. 151, 153, 165, 196,
198f., 202f., 211-214, 220-222. Be-
weise für einZusammengehenvonSo-
zialdemokratenmit demkommunisti-
schen „KampfbundgegendenFaschis-
mus" gibt es in bezug aufEutin

-
im

Gegensatz zum südlichen Landesteil
Lübeck

-
nicht.

51 FolgendeDarstellungfaßt die detail-
lierte Untersuchung des Verfassers:
„DerFallRadke.ZumTodeeinesna-
tionalsozialistischen ,Märtyrers' und
die Folgen inEutin, 1931-1933", in:
Erich Hoffmann und Peter Wulf
(Hrsg.), „Wir bauen dasReich". Auf-
stieg und erste Herrschaftsjahre des
Nationalsozialismusin Schleswig-Hol-
stein, Neumünster 1983, S. 41-72, zu-
sammen; sieheauchdieDokumenten-
auswahl in derselbe, Kleinstadt,
5. 222-240.
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Radkemehrmals indenRücken gestochenund ihnsterbend im
Rinnstein des Marktplatzes liegengelassen hatte, vor der NS-
Machtübernahme nicht identifiziert wurde (der Mann, der
1933 wegendes Verbrechens verurteilt wurde, war womöglich
unschuldig),kam er höchstwahrscheinlichaus denReihendes
Reichsbanners. Allen voran Mitglieder der „Sehufo" (=
Schutzformation, eine nach September 1930 als Gegenstück
zur SA aufgestellte Sondereinheit von jüngeren und kräftige-
ren Anhängern), die den Befehl zum Eingreifen gegen eine
Gruppe vonNationalsozialisten erhielten, weildiese die Teil-
nehmer des Zuges-darunter vieleFrauen und Kinder-belä-
stigt und zurückgedrängt hatte, trugen Ochsenziemer, Hand-
stöckesowie verschiedeneMesserverborgen bei sich.DieLei-
ter der Truppe bestrittenganz energisch, daß sie wußten, daß
ihre Männer solche Gegenstände mitführten; fast sämtliche
Waffen wurdengleich nach der Tat schnell eingesammelt und
später heimlich indenGroßen Eutiner Seegeworfen,um eine
Beschlagnahme durchdiePolizei zuvereiteln. Außerdem gibt
es keineBeweise für die Behauptung der Nationalsozialisten,
die Tötungvon Radke sei sorgfältig imvoraus etwa als Vergel-
tung für frühere Zusammenstöße der beiden Kontrahenten
geplant worden.

Tatsacheist, daß angesichts solcher Ereignisse mehrere Mit-
marschierende meinten, sie müßten irgendeine Waffe zum
Zweckder Selbstverteidigung tragen. AusderSicht desdamals
anwesendenJungbannerführers AdolfBuhrke waren siepoli-
tisch nicht gründlich genug ausgebildet, umdie ganze Gefähr-
lichkeit dieser Entscheidung zubegreifen.Darüber hinaus war
aber das Reichsbanner fest entschlossen, seine Angehörigen
mit den nötigen Machtmitteln zu schützen und damit den
Zweck ihrer Gründung zu erfüllen. Wie der Gauvorsitzende
von Schleswig-Holstein, Richard Hansen, zwölfMonate vor-
her auf Kundgebungen feierlichversichert hatte, würden „alle
auf republikanische Führer oder Mitglieder gerichteten gewalt-
samen Angriffe imKeime" erstickt.

„Wir werden daher in Zukunft in jedem solchen Fall rück-
sichtslos vonunserer Stärke und Geschlossenheit Gebrauch ma-
chen. Wir denkennicht daran, dieStraße denundisziplinierten
Banden vonlinks undrechts zu überlassen. "52

DiesesKlimades kaumverdecktenBürgerkriegs inDeutsch-
landnach1929/30 führte fast zwangsläufig zurTragödievon der
Art, wiesie in jener Novembernacht inEutin passierte.

Die TötungRadkes lösteeine gegen das Reichsbanner ge-
richtete Welle der Einschüchterung und Unterdrückung von
Seiten der NSDAPundder EutinerBehördenaus,deren Ziel
es war, die Sozialdemokratie auf Ortsebeneendgültig auszu-
schalten. Ohne überhaupt dasErgebnisder staatsanwaltschaft-
lichenUntersuchungdes Falles abzuwarten,erklärtenüberein-
stimmendBürgermeister Stoffregenund diestädtischePolizei,
derenBeamten wiederumam 9.November vonReichsbanner-
leuten mit Tätlichkeiten bedroht worden waren, daß die
Schutztruppe der Republik für den blutigen Ausgang des
AbendsdiealleinigeSchuldzu tragenhätte.DieNationalsozia-

52 AFL, 26. und 28.10. 1930; Stokes,
„FallRadke",S.46, 50,52, 67-72;Ro-
he, Reichsbanner, 5.365ff., 3720.;
und Interviews mit Adolf Buhrke,
Hamburg,14.und21.1.1975.ZurTä-
tigkeit des Jugendpflegers und
Berichterstattersder sozialdemokrati-
schen Presse Buhrke (Böhmcker:ei-
ner der „übelsten Marxisten" imLan-
desteil Lübeck): Stokes, Kleinstadt,
S.243f.,553,651f.NebenRadke,des-
sen Körper viele Stichwunden auf-
wies, erhielten am 9. Novemberneun
weiterePersonen

-
sechs davonNatio-

nalsozialisten - z.T. erhebliche Ver-
letzungen.Siehe die Namenslisteder
städtischen Polizei vom 15.12. 1931
sowie ihren amtlichen Bericht vom
14.1.1932 inSÄE, Nr.3237und1674;
undLAS, Abt.352, Nr.463.
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listen Saalfeldt und Böhmcker(letzterer war zugleich Radkes
SA-Führer undHauswirt), zusammen mit ihrer Parteipresse,
verurteilten noch zorniger den „bestialischen Mord" und
schworen Rache gegen die ,Volksverräter" im Reichsbanner,
die sich dem „deutschen Freiheitskampf" entgegenstellten:

„Ich [Böhmcker,d. Verf.] erkläre ausdrücklich, alle Mittel
sind uns recht. ... Wir wollen keine Gewalttaten, aber wir
verleugnennichtdie Stimme unseresBlutes!...DieNSDAPhat
jetzt dieAbsicht, fest durchzugreifen, umneue Mordgelüste zu
vereiteln. ...Nicht ein lauer Wind, sondern ein Orkan muß
durch Eutinbrausen, das Übel muß an der Wurzel gefaßt wer-
den."
Konkret verlangten sie, daß die Stadt alle ihre Bediensteten,
„die zur entscheidenden Begünstigung politischer Verbrechen
beitragen und damit die Mitbürger an das Messer mitliefern
helfen", unverzüglich entlasse und auch das Vereinslokal der
Eutiner Arbeiterbewegung als „Brutstätte der Ausschreitun-
gen" schließe. „Nationale"Arbeitgeber solltensämtlichenAn-
gehörigendesReichsbannerskündigen, wennsie ihrenAustritt
nicht schriftlich bekräftigten. Sozialdemokraten sollten sogar
von der Allgemeinheit geächtet und aus der städtischen Le-
bensgemeinschaft entfernt werden: „MitgliederdieserMordor-
ganisation dürfen von wirklichenDeutschennichtmehrbegrüßt
werden."

in dieser Geistesverfassung streiften SA-Einheiten durch
Eutin,um Sozialdemokratenaufzuspüren undzuterrorisieren.
Insbesondere die Reichsbannerführer Leiboldt und Buhrke
erhielten Todesandrohungen und mußten die Stadt zeitweilig
verlassen, da die Polizei sonst nicht für ihre Sicherheit bürgen
wollte. Ihre Beteuerungen der Unschuld an einemplanmäßi-
genÜberfall aufRadkewurden vonder Öffentlichkeit inZwei-
fel gezogenaufgrund eines schweren taktischenFehlers: Ohne
inEutin vorher anzufragen, schickte die Gauleitung in Kiel
insgeheimmehrere z. T. bewaffneteMänner aus der Lübecker
Formationvorübergehend dorthin,uminErmangelungstaatli-
cher Schutzvorkehrungen ihren Kameraden beizustehen. Sie
wurden jedoch sofort entdeckt und festgenommen, vor ein
Schnellgericht gestellt und zuGefängnisstrafen bis zu je neun
Monaten verurteilt.

Nach diesem Fiasko schritten die Stadtverwaltung und Pri-
vatfirmen dazu, den Forderungen der NSDAP nachzukom-
men. So verlor ein langgedienter sozialdemokratischer Ange-
stellter der StädtischenBetriebswerke seine Stellung, weil er
bei der Unterbringung der Reichsbannerverstärkung aus Lü-
beck geholfen hatte; dasselbe Schicksal erfuhr ein junger
Schriftsetzer des Eutiner Struve-Verlags, der als Umzugsteil-
nehmer amUnglücksabend miteinemTaschenmesser entdeckt
wordenwar. Trotzenergischen Einspruchs ihrer Gewerkschaf-
tenerhieltenbeide ihreArbeitsplätze nicht zurück, dienun für
nationalsozialistischeBewerber frei waren. Das Tagungslokal
der Sozialdemokratie, dasHotel „StadtKiel",wurdeebenfalls
bis zum Jahresende 1931polizeilich geschlossen; und als man
durch Ausweichen in andere Räumlichkeiten dieser Maß-
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nähme entging, versuchtendieNationalsozialistendies mittels
wirtschaftlichen und moralischen Drucks auf alle Gasthaus-
Besitzer der Stadt zuunterbinden.

Nicht genug, daß mit - oft rechtlich fragwürdiger - Unter-
stützung der örtlichenBehördendieNSDAPsozialdemokrati-
sche Kundgebungen für einige Wochenverhinderteunddamit
die Parteiweitgehend zum Schweigen brachte:DerStellvertre-
ter desBürgermeisters (seitNovember 1930 jaeinNationalso-
zialist)entschloß sich, denBerichterstatterBuhrke ausSitzun-
gendesStadtratsmittels Polizeigewalt entfernen zulassen,und
zwar mit der Begründung, seine Artikelüber städtische Ange-
legenheiten enthielten angeblich „sinnentstellende Lügen".
Diese Posse endete mit einer Rüge seitens der Regierung in
Oldenburg für denStadtmagistrat, derinunzulänglicher Weise
die verfassungsmäßig verbriefte Versammlungs- und Presse-
freiheit der SPD und ihrer Vertreter beeinträchtigt habe.53

Für die Sozialdemokratie wirkte sich diese Hetz- und Ver-
leumdungskampagne verheerendaus.Unter der Bevölkerung
Eutinssteigerte diepropagandistische Ausschlachtung derBe-
erdigungsfeierlichkeiten für Radkedie Sympathiefür dieSache
der NSDAP ganz erheblich: es sprachen GauleiterLohse und
der Landesprobst der evangelischenKirche KieckbuschinAn-
wesenheitvonHundertenvonNationalsozialistensowie Abge-
sandten fast jedes national-patriotischen Vereins der Stadt.
Die SPD verwarf man als akute Gefahr der öffentlichenOrd-
nung.Diese Einstellung,durchdieÜberführung mehrererBe-
teiligter ander Straßenschlacht wegenzumeist geringfügigerer
Gesetzesübertretungen verstärkt, endetedamit,daß dieMehr-
heitder nochverbliebenen nichtsozialdemokratischenMitglie-
der desReichsbanners ihm denRücken kehrte.Einige Arbei-
ter taten dasselbe, umnicht indas Heer der Beschäftigungslo-
sen eintreten zu müssen. Karl Broschko nahm einen neuen
PosteninHamburg auf und verlegte diskret seinen Wohnsitz
von Eutin dorthin. Der neueingesetzte Bundesführer des
ReichsbannersKarlHöltermannverbrachteeine Woche inder
Stadt, wo er Leiboldt wegen seiner Entscheidung, auf dem
HöhepunktderKrise auszuweichen, als Ortsleiter absetzte.

Innerhalb der Sozialdemokratie sank aufgrund der Erfah-
rung in Eutin das Vertrauen in die Bereitschaft staatlicher
Stellen,sich gegen den Vormarsch desFaschismus zu wehren,
oder aber denBürgern, die dasselbe taten, loyalbeizustehen.

„Der Staat, der seine Feinde so behandelt wie die Republik
ihreNazis, istder Freunde nicht würdig, diesichfür ihn einset-
zenund LebenundFreiheit opfern!"

Schließlich war es die Hitlerpartei, die den jetzt vorherr-
schendenKriegszustand inDeutschlandeingeführt hatte. An-
gesichts dieser Tatsachen versetzte die selbstmörderischeOb-
jektivität" der Justizeinrichtungen, wenn es umpolitische De-
likte ging, der Moral der SPD einen schweren Schlag: Sie
durchblicktedieStrategie ihrerFeinde,ohnegegen dieseeinen
wirkungsvollen Widerstand leisten zukönnen.

„DieNazis setzen sich über die Organe und die Gesetzeder
Staatsgewaltglatthinweg, und da vondieser Seiteher diegenü-

53 SÄE, Nr.3234 und 3238, Berichte
der städtischen Polizei vom 12. und
20.11., 3.12. 1931, 17.5. 1932; und
LAS, 355/130; ansonsten: Stokes,
Kleinstadt, S. 222-230 und derselbe,
„Fall Radke",S.49-60.Die bürgerli-
chePresse, beispielsweise das in Plön
erscheinende „Ostholsteinische Tage-
blatt",schlugindieselbe Kerbewie die
Nationalsozialisten mit der Über-
schrift: „Reichsbanner feiert Revolu-
tion mit Messerstichen und Mord"
u.a.m.
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gendeAbwehrkauminAktion tritt,provozierendieSA-Banden
den republikanischen Staatsbürger in der Hoffnung, daß er sie
angreifen undmit der gleichen Münze heimzahlen werde, mit
der ihmbegegnet wird. Dannhättensiedengewünschten Erfolg,
dann könntensie von den,Bluttatendes angreifenden Reichs-
banners' reden, dann könntensie sich in Schafsfellhüllen und
ganz so tun, als seiensie ein Klubharmloser Überfallener. ...
DieAbsichtderNazisist, ...mitihren VerletztenoderGetöteten
moralischen Eindruck in der Öffentlichkeit zuschinden."

Sollte der Staat nicht tatkräftig durchgreifen, müßte die So-
zialdemokratie trotz ihrerTradition, inAuseinandersetzungen
mit ideologischen Gegnern aufGewalt zuverzichten, ihre Be-
lange mit rechtswidrigen Maßnahmen schützen. DasHauptor-
gandes Reichsbanners beteuerte, es würde
„nicht ruhig zusehen, wenn dieNationalsozialisten den Versuch
machen sollen, inganzDeutschland in derArt zuhausen, von
dersie uns inEutin... einen Vorgeschmack gegeben haben."

Die Schlußfolgerung des Blattes fiel allerdings wesentlich
vorsichtiger aus:

„ManfindetbeidiesenEutiner Vorkommnissen einegeradezu
erschreckende Übereinstimmung mit jener Taktik, dieder italie-
nische Faschismus vor der Machtergreifung inItalien befolgte.
SieistganzeindeutigaufEinschüchterung derBehördenundder
staatstreuen Bevölkerungeingestellt. Ob sie zumErfolge führt,
darüber entscheideteinzigundalleindieFrage,obsich Staatund
Republikaner wirklicheinschüchtern lassen. Mit allem Ernste
müssen wir jetztan diezuständigen Stellen...dieFrage richten,
ob siegewilltsind, vor diesem Kampfe derNationalsozialisten
zuKreuzezukriechen?... Ja odernein?"54

Die Antwort, sowohl von der SPD als auch von der deut-
schen Republik, gaben der 20.Juli 1932 bzw. der 30.Januar
1933.

Während die Umstände und Auswirkungen des Todes von
Karl Radke die Sozialdemokratie inEutin demoralisiert und
hilflos ihren Feinden auslieferten, gewann die NSDAP ein
Propagandainstrument -nämlich: einen „Märtyrer" -,das ihr
für Jahrehinausdienenkonnte. Zweifellos trugdieserKultmit
zu der nunmehr rapiden Zunahme der Hitlerbewegung bei:
Innerhalb vondreiMonaten nach dem November 1931 nahm
die Eutiner NSDAP mehr Mitglieder auf als in irgendeiner
vergleichbaren Zeitspanne vor der Machtergreifung.Einnoch
weiter reichendes Ergebnis desFalles kannman indem Aus-
gang der drei Wahlkampagnen desFrühjahrs 1932erblicken.
An deren Ende hatten die Nationalsozialisten eine sichere
Mehrheit der Stimmberechtigten hinter sich gebracht, und
J.H.BöhmckerbefandsichalsRegierungspräsident desolden-
burgischen Landesteils Lübeck imAmt. IndiesenWahlkämp-
fen - zwei für die Reichspräsidentenschaft, der andere noch
einmal zum Landtag - verhielt sich die SPD fast durchweg
defensiv. Vor der Abstimmung in Oldenburg kritisierte die
Eutiner Partei die Einführung des sogenannten „Freiwilligen
Arbeitsdienstes"untermaßgeblicher NS-Beteiligung,auchdas
Benehmen desLeitersder städtischen Jugendherberge (eines

54 VZ, 13., 16., 19. und 26. 11. 1931;
Das Reichsbanner, Magdeburg,
28.11. 1931; Diercks, „Kampf und
Aufstieg", 5.97-98; Stokes, „Fall
Radke", 5.53f„ 56, 59, 61-66; und
derselbe, Kleinstadt, S.233-240.
Trotz ergebnisloser Beschwerden des
SPD-Vorstandes bei Präsident von
Hindenburg, Kanzler Brüning und
den Innenministern des Reiches und
Preußens über den nationalsozialisti-
schen Terror inEutin, der angeblich
andieRäuberbandendesMittelalters
erinnerte, wollte die Partei dochnicht
alleHoffnung aufgeben: „Man weiß,
daß es noch Recht gibt. Wie sich die
Staatsgewalt augenblicklich in Eutin
verhält, istschonrein verstandesgemäß
nicht lange tragbar. Es ist einfach un-
möglich,daß Staatsgewalt und staats-
feindliche Organisationauf langeSicht
gemeinsam arbeiten. Es gibt Punkte,
wo sie sich trennen müssen." LVB,
24. 11. 1931; undVZ,12.12. 1931.
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eifrigenNationalsozialisten), derangeblich junge Sozialdemo-
kraten wegen politischer Differenzen aus ihren Räumlichkei-
ten ausgeschlossen hatte. ImLandesparlament half dieSozial-
demokratie, einbeabsichtigtes Koalitionskabinett der DNVP
undder NSDAPzweimalzu Falle zu bringen, wonachletztere
einenVolksentscheid,umNeuwahlendesLandtags zuerzwin-
gen, einleitete.55 Damit hörteaber die aktive Politik der SPD
beinahevollständig auf.Diesmal verlief die ,Wahlschlacht' im
großen und ganzen störungsfrei,bisauf einenÜberfall aufden
Vorsitzenden desEutiner Gewerkschaftskartells, KarlUllrich,
durcheineGruppevonNationalsozialisten-alsVergeltung für
ein ähnliches, von Reichsbannerleuten verursachtes Vor-
kommnis am selben Abend in Timmendorfer Strand.56 Ein
wesentlicher Grund für ihrenverhältnismäßig ruhigen Verlauf
war die ausgesprochene Zurückhaltung der SPD. Abgesehen
von einer Massenkundgebung (die letzte dieser Art bis nach
1945) mit rund 4000 ihrer Anhänger am 22.Mai1932 auf dem
Marktplatz der Stadt - Referent war der noch amtierende
Reichstagspräsident PaulLobe -, galten alle übrigen Veran-
staltungen des Reichsbanners und der „Eisernen Front" als
geschlossen; nurMitglieder dieserOrganisation hattenZutritt.
Ansonsten schicktedieParteinunmehr Diskussionsredner auf
NS-Versammlungen sowie einenLautsprecherwagen imLan-
desteil herum, der mit Schallplatten und Flugblättern die Be-
völkerung erreichen sollte. Als ein Nationalsozialist aus Wei-
mar inagitatorischer Weise die SozialdemokratiederKorrup-
tion bezichtigte, versuchte sie ihm den Auftritt in Eutin be-
hördlicherseits verbieten zu lassen, jedocherfolglos. Auf den
Vorwurf der NSDAP, das Eintretender SPD für die Wieder-
wahl vonHindenburgs bedeutete dieFortführung der unwirk-
samen Wirtschaftspolitik des Kabinetts Brüning, antworteten
Sozialdemokraten, daß die Hitlerpartei zwar die Macht im
Staate verlange, aber ohne dem Volk ihr tatsächliches Vorha-
ben zu erläutern. Daraufhin stellten die Nationalsozialisten
Eutins einige EinzelheitenihrerPlänedar: erhöhteUnterstüt-
zung für Kriegsopfer und dieLandwirtschaft,dieReduzierung
von Verwaltungskosten durch Kürzungen der Gehälter der
Ministerialbürokratie unddergleichen mehr.DieWählerschaft
quittierte diese Versprechungen mit 56,5 % ihrer Stimmen für
die NSDAP, der damit zuder Alleinbildung der Regierung in
Oldenburg-erstmalig aufLandesebene-verholfen wurde.57

Für Eutinbegann das„DritteReich" alsomehr alseinhalbes
Jahr vor Hitlers Ernennungzum Reichskanzler.

DieMonatezwischenBöhmckersformaler Amtsübernahme
imJuli 1932und dem 30.Januar 1933 gewährten der Sozialde-
mokratie sowieden anderenpolitischen ParteienEutinseinen
kleinen Vorgeschmack auf die kommende totalitäreDiktatur
des Nationalsozialismus in ganz Deutschland. Die SPD und
ihre angeschlossenen Organisationen erlebteneinbisherunbe-
kanntes Maß an Unterdrückung, die ihrenHöhepunkt vor der
Reichstagswahl am 31.Juli mit fast täglichen Überfällen auf
Sozialdemokraten und kurz danach in einem nächtlichen
Brandangriff auf die Abgabestelle des Konsumvereins in der

55 Schaap, Freistaat Oldenburg,
S. 155ff.,176 f.;Stokes,„FallRadke",
S.66-67; und derselbe, Kleinstadt,
S.242-245. Zum steilen Mitgliederzu-
wachs der EutinerNSDAP unmittel-
bar nach der Tötung Radkes siehe
ebenda,S. 295-297;undmeinenAuf-
satz „The Social Composition of the
NaziParty in Eutin,1925-32", in:In-
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